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VERFASSUNGSGERICHTSHOF 
RHEINLAND-PFALZ 

URTEIL 
 

IM NAMEN DES VOLKES 

In den Normenkontrollverfahren 

 
I. 
betreffend  §§ 5 bis 18 des Landesfinanzausgleichsgesetzes in der Fassung 

vom 8. Oktober 2013 (GVBl. S. 349) und die Ansätze für die 
Finanzausgleichsmasse im Haushaltsplan für das Jahr 2014  

Aussetzungs- und Vorlagebeschluss des Verwaltungsgerichts 
Neustadt an der Weinstraße vom 13. Mai 2019 – 3 K 147/16.NW – 

Beteiligte des Ausgangsverfahrens:  

1. Stadt Pirmasens, vertreten durch den Oberbürgermeister,  
Exerzierplatzstraße 17, 66953 Pirmasens, 

Bevollmächtigte:  Rechtsanwälte Cornelius, Bartenbach,  
Haesemann & Partner, Bismarckstraße 11-13, 
50672 Köln 

2. Land Rheinland-Pfalz, vertreten durch den Minister des Innern und 
für Sport, Schillerplatz 3-5, 55116 Mainz, 

Bevollmächtigter:  Prof. Dr. Stefan Korioth  

– VGH N 12/19 –  
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II.  
betreffend  §§ 5 bis 18 des Landesfinanzausgleichsgesetzes in der Fassung 

vom 8. Oktober 2013 (GVBl. S. 349) und der Fassung vom 
27. November 2015 (GVBl. S. 393) und die Ansätze für die 
Finanzausgleichsmasse im Haushaltsplan für das Jahr 2015 

Aussetzungs- und Vorlagebeschluss des Verwaltungsgerichts 
Neustadt an der Weinstraße vom 13. Mai 2019 und vom 26. Juni 
2019 – 3 K 602/16.NW – 

Beteiligte des Ausgangsverfahrens:  

1. Stadt Pirmasens, vertreten durch den Oberbürgermeister,  
Exerzierplatzstraße 17, 66953 Pirmasens, 

Bevollmächtigte:  Rechtsanwälte Cornelius, Bartenbach,  
Haesemann & Partner, Bismarckstraße 11-13, 
50672 Köln 

2. Land Rheinland-Pfalz, vertreten durch den Minister des Innern und 
für Sport, Schillerplatz 3-5, 55116 Mainz, 

Bevollmächtigter:  Prof. Dr. Stefan Korioth  

– VGH N 13/19 – 

 
III.  
betreffend  §§ 5 bis 18 des Landesfinanzausgleichsgesetzes in der Fassung 

vom 8. Oktober 2013 (GVBl. S. 349) und der Fassung vom 
27. November 2015 (GVBl. S. 393) und die Ansätze für die 
Finanzausgleichsmasse im Haushaltsplan für das Jahr 2015 

Aussetzungs- und Vorlagebeschluss des Verwaltungsgerichts 
Neustadt an der Weinstraße vom 13. Mai 2019 und vom 26. Juni 
2019 – 3 K 415/16.NW – 

Beteiligte des Ausgangsverfahrens:  

1. Landkreis Kaiserslautern, vertreten durch den Landrat,  
Lauterstraße 8, 67657 Kaiserslautern, 

Bevollmächtigte:  Rechtsanwälte Cornelius, Bartenbach,  
Haesemann & Partner, Bismarckstraße 11-13, 
50672 Köln 
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2. Land Rheinland-Pfalz, vertreten durch den Minister des Innern und 
für Sport, Schillerplatz 3-5, 55116 Mainz, 

Bevollmächtigter:  Prof. Dr. Stefan Korioth  

– VGH N 14/19 –  

 

hat der Verfassungsgerichtshof Rheinland-Pfalz in Koblenz aufgrund der mündli-
chen Verhandlung vom 11. November 2020, an der teilgenommen haben 

Präsident des Verfassungsgerichtshofs Dr. Brocker 
Vizepräsident des Oberverwaltungsgerichts Dr. Mildner 
Präsident des Oberlandesgerichts Thurn 
Präsident des Oberlandesgerichts Henrichs 
Rechtsanwältin Dr. Dr. Theis LL.M. 
Univ.-Professor Dr. Hassemer 
Kreisverwaltungsdirektorin Nagel 
Univ.-Professor Dr. Dreher LL.M. 
Rechtsanwalt Moesta 

für Recht erkannt: 

§§ 5 bis 18 des Landesfinanzausgleichsgesetzes vom 30. November 1999 
(GVBl. S. 415) in den Fassungen vom 8. Oktober 2013 (GVBl. S. 349), 
vom 27. November 2015 (GVBl. S. 393) und vom 22. Dezember 2015 
(GVBl. S. 459) in Verbindung mit § 1 des Landeshaushaltsgesetzes 
2014/2015 vom 20. Dezember 2013 (GVBl. S. 515) in der Fassung des 
Nachtragshaushaltsgesetzes 2015 vom 6. Oktober 2015 (GVBl. S. 267) 
und den Ansätzen für die Finanzausgleichsmasse in den Haushaltsplänen 
für die Jahre 2014 und 2015 sind mit Art. 49 Abs. 6 in Verbindung mit 
Art. 49 Abs. 1 bis 3 der Verfassung für Rheinland-Pfalz unvereinbar. 

Dasselbe gilt für die entsprechenden Vorschriften sämtlicher Folgejahre. 

Das bisherige Recht ist bis zu einer Neuregelung weiter anwendbar. Der 
Gesetzgeber ist verpflichtet, eine Neuregelung spätestens bis zum  
1. Januar 2023 zu treffen. 
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Gründe 

A. 

Die zur gemeinsamen Entscheidung verbundenen Verfahren der konkreten Nor-

menkontrolle betreffen die Frage, ob der zum 1. Januar 2014 reformierte kommu-

nale Finanzausgleich in Rheinland-Pfalz mit der Landesverfassung vereinbar ist. 

I. 

Die Gemeinden und Gemeindeverbände in Rheinland-Pfalz erhalten vom Land im 

Wege des kommunalen Finanzausgleichs Zuweisungen nach den Vorschriften des 

Landesfinanzausgleichsgesetzes – LFAG –. Diese Zuweisungen werden im We-

sentlichen aus der sogenannten Verbundmasse (vgl. § 5 Abs. 1 LFAG) gespeist. 

Das Land stellt einen prozentualen Anteil des ihm zustehenden Aufkommens an 

bestimmten Steuern (und weiteren Einnahmen) bereit (Landesleistungen), der 

– nach Anpassungen (Abrechnungen aus Vorjahren, Hinzurechnung der Finanz-

ausgleichsumlage, Beachtung von § 5a LFAG) – als Finanzausgleichsmasse unter 

den Kommunen nach bestimmten Kriterien verteilt wird. Innerhalb der Verbund-

masse wird (seit dem Jahr 2014) zwischen dem obligatorischen und dem fakultati-

ven Steuerverbund unterschieden. Der Verbundsatz im obligatorischen Steuerver-

bund beträgt 21 v.H. des Ist-Aufkommens der von der Teilverbundmasse 1 umfass-

ten Steuern, der Verbundsatz im fakultativen Steuerverbund beträgt 27 v.H. der von 

der Teilverbundmasse 2 umfassten Steuern und sonstigen Einnahmen. Die Finanz-

ausgleichsmasse wird auf allgemeine Finanzzuweisungen und zweckgebundene 

Finanzzuweisungen aufgeteilt. Die Beträge der allgemeinen und der zweckgebun-

denen Finanzzuweisungen werden im Landeshaushaltsplan festgesetzt (§ 6 LFAG). 

Die Verfassungsmäßigkeit des kommunalen Finanzausgleichs sowie einzelner Teil-

komponenten war wiederholt Gegenstand von Entscheidungen des Verfassungs-

gerichtshofs. Auf eine Richtervorlage des Oberverwaltungsgerichts Rheinland-Pfalz 

betreffend die Finanzausgleichsmasse und die Schlüsselzuweisungen des Jahres 

2007 erklärte der Verfassungsgerichtshof mit Urteil vom 14. Februar 2012 – VGH N 

3/11 – Teile des seinerzeitigen LFAG insbesondere unter Hinweis auf die stark ge-
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stiegenen (und nicht hinreichend durch den kommunalen Finanzausgleich kompen-

sierten) kommunalen Sozialausgaben für unvereinbar mit Art. 49 Abs. 6 in Verbin-

dung mit Art. 49 Abs. 1 bis 3 der Verfassung für Rheinland-Pfalz – LV –. Die Unver-

einbarkeitserklärung erstreckte sich auf die entsprechenden Vorschriften über die 

Finanzausgleichsmasse und die Schlüsselzuweisungen sämtlicher Folgejahre. Zu-

gleich wurde der Gesetzgeber verpflichtet, spätestens bis zum 1. Januar 2014 eine 

verfassungsgemäße Regelung zu treffen und hierbei einen „spürbaren Beitrag zur 

Bewältigung der kommunalen Finanzkrise“ zu leisten.  

Mit dem Landesgesetz zur Reform des kommunalen Finanzausgleichs – LFAGRe-

formG – vom 8. Oktober 2013 (GVBl. S. 349) hat der Gesetzgeber eine Neurege-

lung von Teilen des kommunalen Finanzausgleichs vorgenommen und hierbei unter 

anderem die Verbundmasse erweitert, den Verbundsatz teilweise angehoben (§ 5 

Abs. 1 LFAG) sowie die Schlüsselzuweisungen C1 und C2 (§ 9a LFAG) neu einge-

führt. Im Gesetzentwurf der Landesregierung zum LFAGReformG heißt es zur 

Begründung unter anderem, Schwerpunkte der Fortentwicklung des 

Finanzausgleichssystems seien eine Verbesserung der kommunalen 

Finanzausstattung und eine bedarfsgerechtere Verteilung der Mittel des 

kommunalen Finanzausgleichs unter besonderer Berücksichtigung der Situation 

der kommunalen Soziallastenträger. Konkret betrage die Verstetigungssumme im 

Haushaltsjahr 2014 insgesamt etwa 2,17 Mrd. Euro und wachse gegenüber dem 

Haushaltsjahr 2013 um rund 262 Mio. Euro auf. Dieser Betrag setze sich zusammen 

aus dem Aufwuchs der Verstetigungssumme in Höhe von rund 138 Mio. Euro nach 

§ 5a LFAG und aus weiteren 50 Mio. Euro, beides zur Bewältigung der kommunalen 

Finanzkrise, aus 15 Mio. Euro für die Weiterleitung der Bußgeldeinnahmen des Lan-

des an die Landkreise, aus 38 Mio. Euro für die Projekte „Hilfe nach Maß“ und 

„Budget für Arbeit“, die zukünftig im Rahmen der neuen Schlüsselzuweisung C ver-

ausgabt würden, sowie aus weiteren 21 Mio. Euro für die Finanzierung der Finanz-

zuweisung an den Bezirksverband Pfalz (vgl. LT-Drucks. 16/2231, S. 12 f.). 

II. 

1. In den Normenkontrollverfahren VGH N 12/19 und VGH N 13/19 wendet sich die 

Klägerin der jeweiligen Ausgangsverfahren – die Stadt Pirmasens – gegen die Höhe 
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der ihr nach dem LFAG für die Jahre 2014 und 2015 bewilligten Schlüsselzuwei-

sungen.  

Im Ausgangsverfahren 3 K 147/16.NW (VGH N 12/19) setzte das Land mit Bescheid 

vom 21. Juli 2014 gegenüber der Stadt die Schlüsselzuweisungen für das Jahr 2014 

auf insgesamt 19.994.196,00 Euro fest. Hiervon entfielen 2.469.524,00 Euro auf die 

Schlüsselzuweisungen B1, 8.441.647,00 Euro auf die Schlüsselzuweisungen B2, 

772.933,00 Euro auf die Schlüsselzuweisungen C1 und 4.064.762,00 Euro auf die 

Schlüsselzuweisungen C2. Die Investitionsschlüsselzuweisung betrug 503.668,00 

Euro; der Betrag des Härteausgleichs nach § 34d LFAG belief sich auf 3.741.622,00 

Euro. 

Das Ausgangsverfahren 3 K 602/16.NW (VGH N 13/19) betrifft die der Stadt Pirma-

sens für das Jahr 2015 bewilligten Schlüsselzuweisungen. Mit Bescheid vom 

24. Juli 2015 setzte das beklagte Land diese auf insgesamt 19.696.236,00 Euro 

fest. Davon entfielen 2.468.304,00 Euro auf die Schlüsselzuweisungen B1, 

8.319.944,00 Euro auf die Schlüsselzuweisungen B2, 832.570,00 Euro auf die 

Schlüsselzuweisungen C1 und 5.396.199,00 Euro auf die Schlüsselzuweisungen 

C2. Die Investitionsschlüsselzuweisung betrug 478.265,00 Euro; der Betrag des 

Härteausgleichs nach § 34d LFAG belief sich auf 2.200.954,00 Euro. 

In dem Normenkontrollverfahren VGH N 14/19 wendet sich der Kläger des Aus-

gangsverfahrens – der Landkreis Kaiserslautern – gegen die Höhe der ihm nach 

dem LFAG für das Jahr 2015 bewilligten Schlüsselzuweisungen. Mit Bescheid vom 

24. Juli 2015 setzte das Land die Schlüsselzuweisungen gegenüber dem Landkreis 

für das Jahr 2015 auf insgesamt 23.785.228,00 Euro fest. Davon entfielen 

3.572.380,00 Euro auf die Schlüsselzuweisungen B1, 15.069.532,00 Euro auf die 

Schlüsselzuweisungen B2, 916.789,00 Euro auf die Schlüsselzuweisungen C1 und 

3.196.669,00 Euro auf die Schlüsselzuweisungen C2. Die Investitionsschlüsselzu-

weisung betrug 759.108,00 Euro. 

Mit ihren jeweiligen Bescheidungsklagen auf Neufestsetzung der Schlüsselzuwei-

sungen machen die Klägerin und der Kläger der Ausgangsverfahren eine Verlet-

zung ihres Rechts auf eine angemessene Finanzausstattung (Art. 49 Abs. 6 LV) 
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geltend. Durch die Neuregelung des LFAG zum 1. Januar 2014 habe das Land ent-

gegen des Regelungsauftrags des Verfassungsgerichtshofs in seinem Urteil vom 

14. Februar 2012 keinen spürbaren Beitrag zur Bewältigung der kommunalen Fi-

nanzkrise geleistet.  

2. Das Verwaltungsgericht Neustadt an der Weinstraße hat mit Beschlüssen vom 

13. Mai 2019, in den Verfahren 3 K 602/16.NW (VGH N 13/19) und 3 K 415/16.NW 

(VGH N 14/19) berichtigt durch Beschlüsse vom 26. Juni 2019, die Verfahren aus-

gesetzt und eine Entscheidung des Verfassungsgerichtshofs darüber eingeholt, ob 

die Bestimmungen des LFAG über die Finanzzuweisungen innerhalb des Steuer-

verbundes (§§ 5 bis 18 LFAG) und die Ansätze für die Finanzausgleichsmasse in 

den Haushaltsplänen für die Jahre 2014 sowie 2015 mit Art. 49 Abs. 6 LV zu ver-

einbaren sind. 

Der Erfolg der zulässigen Klagen hänge jeweils davon ab, ob die für die Ermittlung 

der Schlüsselzuweisungen maßgeblichen Bestimmungen des LFAG mit der in 

Art. 49 Abs. 6 LV gewährleisteten angemessenen kommunalen Finanzausstattung 

im Einklang stünden. Dies sei indes sowohl aus verfahrensrechtlichen wie aus ma-

teriell-rechtlichen Gründen nicht der Fall. 

a) Die sich aus dem Schutzzweck des Art. 49 Abs. 6 LV ergebenden und vom Ver-

fassungsgerichtshof in seinem Urteil vom 14. Februar 2012 – VGH N 3/11 – formu-

lierten verfahrensrechtlichen Mindestanforderungen an eine legislatorische Ent-

scheidung über den kommunalen Finanzausgleich seien nicht eingehalten worden. 

Danach habe sich der Gesetzgeber im Vorfeld der Beschlussfassung ein Bild von 

der Höhe der konkret erforderlichen Finanzmittel zu machen. Er habe die Ergeb-

nisse seiner Ermittlungen hinsichtlich der Aufgaben- und Ausgabenlasten sowie der 

Einnahmensituation – jeweils sowohl für die Ebene des Landes wie auch für die 

kommunale Ebene – nachvollziehbar darzulegen und durch Aufnahme in die Ge-

setzesmaterialien transparent zu machen. Diese Grundsätze seien bei der Reform 

des kommunalen Finanzausgleichs zum 1. Januar 2014 nicht eingehalten worden.  

b) Die Bestimmungen des LFAG über die Finanzzuweisungen innerhalb des Steu-

erverbundes ließen sich auch in materiell-rechtlicher Hinsicht nicht mit Art. 49 Abs. 6 
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LV vereinbaren. Angesichts der kommunalen Finanzlage wie auch deren Entwick-

lung bis zum Jahr 2016 habe das Land keinen spürbaren Beitrag zur Behebung der 

kommunalen Finanzkrise geleistet. Diese Feststellung werde getragen von fi-

nanzwissenschaftlichen Kennzahlen insbesondere zu den Ausgaben der Kommu-

nen für Sozialleistungen, der Entwicklung der Finanzausgleichsmasse (einschließ-

lich sogenannter Befrachtungen) und der Schlüsselzuweisungen, der kommunalen 

Finanzierungssalden, der Deckungsquoten der Schlüsselzuweisungen sowie der Li-

quiditätskredite der Kommunen. Der Gesetzgeber habe das strukturelle Finanzde-

fizit der Gemeinden und Gemeindeverbände bei der Reform des LFAG nicht ange-

messen berücksichtigt. Zwar stelle der Schuldenabbau in der Regel keine Aufgabe 

der Kommunen im Sinne von Art. 49 Abs. 6 LV dar; das Bemühen um einen ausge-

glichenen Haushalt sei vielmehr eine Pflicht der Gemeinde. Zu den bei den Kom-

munen aufgelaufenen Kreditschulden hätten allerdings unstreitig die hohen Sozial-

ausgaben der Kommunen beigetragen, die den haushaltspolitischen Gestaltungs-

spielraum der rheinland-pfälzischen Kommunen einschränkten. 

Da dem kommunalen Finanzausgleich eine die sonstigen Einnahmen der Gemein-

den ergänzende Funktion zukomme, müssten auch die Kommunen größtmögliche 

Anstrengungen zur Konsolidierung ihrer Finanzlage leisten und insbesondere die 

eigenen Einnahmequellen angemessen ausschöpfen. Zwar bleibe nach den Ergeb-

nissen verschiedener, in der Vergangenheit eingeholter Gutachten erhebliches Ein-

nahmepotenzial bei den Gemeinden und Gemeindeverbänden in Rheinland-Pfalz 

ungenutzt. Allerdings entbinde das Fehlen der größtmöglichen Kraftanspannung auf 

Seiten der Kommunen das Land grundsätzlich nicht von seiner Pflicht, deren Fi-

nanzquellen aufzustocken. Diese Pflicht sei nicht auf einzelne Kommunen bezogen, 

sondern an der Gesamtheit der Gemeinden und Gemeindeverbände orientiert. 

Auch wenn die Kommunen danach ihr Einnahmepotenzial nicht vollständig ausge-

schöpft hätten, sei festzuhalten, dass ein Teil der Finanzmisere seinen Grund in 

dem für verfassungswidrig erklärten kommunalen Finanzausgleich der Jahre 2007 

bis 2013 habe. An der Unterfinanzierung der Kommunen habe der jahrelange Ver-

fassungsverstoß jedenfalls einen Mitanteil; er wirke sich damit in die Zukunft aus. 
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III. 

Der Landtag, die Landesregierung, die Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spit-

zenverbände, die Beteiligten der Ausgangsverfahren, der Landesrechnungshof und 

das Statistische Landesamt haben zu den Vorlagebeschlüssen Stellung genom-

men. 

1. Der Landtag hält die Vorlage für unbegründet. Der Gesetzgeber habe den proze-

duralen Anforderungen des Art. 49 Abs. 6 Satz 1 in Verbindung mit Art. 49 Abs. 1 

bis 3 LV entsprochen. Im Auftrag des (seinerzeitigen) Ministeriums des Innern, für 

Sport und Infrastruktur sei im September 2012 ein Gutachten des ifo Instituts (Mün-

chen) erstellt worden, das als Parlamentsdokument allen Abgeordneten des Land-

tags zur Verfügung gestellt worden sei. In der Gesetzesbegründung selbst seien 

zudem die vertikalen und horizontalen Auswirkungen des LFAGReformG dargelegt 

und eine Probeberechnung vorgenommen worden. Ungeachtet dessen könne der 

Auffassung, wonach die Nichteinhaltung verfahrensrechtlicher Mindestanforderun-

gen für sich allein bereits einen Verstoß gegen Art. 49 Abs. 6 LV begründe, nicht 

gefolgt werden. Die Ausführungen des Verfassungsgerichtshofs in seinem Urteil 

vom 14. Februar 2012 legten es nahe, dass den Verfahrensanforderungen lediglich 

eine dienende Funktion zukomme. Zu einer eigenständigen und justiziablen Rechts-

position könne sich die verfahrensmäßige Schutzfunktion erst verdichten, wenn 

eine angemessene Erfüllung der gemeindlichen Aufgaben als gefährdet erscheine, 

wenn verfahrensmäßige Mindestanforderungen im Vorfeld der legislativen Ent-

scheidung gänzlich außer Acht gelassen worden seien oder das Verfahren an evi-

denten und schwerwiegenden Fehlern leide. Davon sei vorliegend nicht auszuge-

hen. 

In materiell-rechtlicher Hinsicht erbringe das LFAGReformG einen spürbaren Bei-

trag zur Verbesserung der kommunalen Finanzausstattung. Es wahre insbesondere 

den Grundsatz der Verteilungsgerechtigkeit. So habe der Gesetzgeber im Zuge der 

Reform des kommunalen Finanzausgleichs neben dem Betrag von 50 Mio. Euro 

aus eigenen Mitteln einen weiteren Betrag in Höhe von rund 138 Mio. Euro zur Fi-

nanzausgleichsmasse 2014 geleistet. Dass es sich bei letztgenanntem Betrag um 

einen konjunkturbedingten Aufwuchs handele, der folglich nicht zu einem Minus im 
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Landeshaushalt führe, ändere nichts an der verbesserten kommunalen Finanzsitu-

ation. Weiter sei zu berücksichtigen, dass die Kommunen – insbesondere die kreis-

freien Städte – ausweislich der Kommunalberichte des Landesrechnungshofes vor-

handene Spielräume für höhere Hebesätze bei der Grundsteuer B und der Gewer-

besteuer nicht konsequent zur Verbesserung der eigenen Finanzlage genutzt und 

damit ihre Kräfte nicht größtmöglich angespannt hätten. Schließlich werde der spür-

bare Beitrag des Landes zur Verbesserung der kommunalen Finanzlage auch nicht 

durch sogenannte Befrachtungen geschmälert. 

Das LFAGReformG trage auch dem Gebot interkommunaler Gleichbehandlung 

Rechnung. Mit Blick auf den horizontalen Finanzausgleich sorge die Gesetzesre-

form mit den neuen Schlüsselzuweisungen C für eine aufgabengerechte Erfassung 

der Soziallasten und vermeide dabei insbesondere eine Benachteiligung der Land-

kreise und kreisfreien Städte. Zugleich sorge die Ableitung der Schlüsselmasse C 

aus der Verstetigungssumme dafür, dass eine verfassungswidrige Entkoppelung 

von den Soziallasten vermieden werde. Die Regelung stelle einen dynamischen 

Aufwuchs der für den Soziallastenausgleich verfügbaren Mittel sicher. 

2. a) Nach Auffassung der Landesregierung stellen sich die Richtervorlagen bereits 

als unzulässig dar. Erstens fehle eine Auseinandersetzung mit dem Evaluationsbe-

richt aus dem Jahr 2017 (LT-Drucks. 17/4750) fast vollständig. Zweitens setzen sich 

die Vorlagebeschlüsse in tatsächlicher Hinsicht nicht umfassend mit den Einnahme-

quellen der Kommunen auseinander, obwohl der Verfassungsgerichtshof dies aus-

drücklich fordere. Drittens gehe das Gericht davon aus, dass bei Würdigung der 

kommunalen Finanzausstattung auch der Zeitraum vor dem Jahr 2014 mit einbezo-

gen werden müsse. Ein solcher Rückbezug stehe allerdings im Widerspruch zu dem 

Urteil des Verfassungsgerichtshofs vom 14. Februar 2012, wonach die verfassungs-

widrige Gesetzeslage bis Ende 2013 hinzunehmen sei und den Kommunen wäh-

rend dieses Zeitraums kein unzumutbarer Nachteil entstehe. Viertens stütze das 

Verwaltungsgericht die Kontrolle der Verfassungsmäßigkeit des LFAG weitgehend 

auf das Gesetzgebungsverfahren und die Einschätzungen des Gesetzgebers im 

Jahr 2013. Dabei fehle es an einer Auseinandersetzung mit der Entscheidung des 

Verfassungsgerichtshofs vom 30. Oktober 2015 – VGH N 29/14 u.a. –, wonach auch 

die tatsächlichen Entwicklungen und Auswirkungen eines Gesetzes in die Bewer-

tung seiner Verfassungsmäßigkeit mit einzubeziehen seien. 
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b) Ungeachtet dessen stehe die Neuordnung des kommunalen Finanzausgleichs 

durch das Gesetz vom 8. Oktober 2013 im Einklang mit Art. 49 Abs. 6 in Verbindung 

mit Art. 49 Abs. 1 bis 3 LV. In formeller Hinsicht habe der Gesetzgeber mit dem 

Verweis auf das Gutachten des ifo Instituts aus dem Jahr 2012 sowie mit der Rege-

lung zur Beobachtung und Anpassung der getroffenen finanzausgleichsrechtlichen 

Entscheidungen in Art. 2 LFAGReformG den Prozeduralisierungsanforderungen 

Rechnung getragen.  

Darüber hinaus sei die insbesondere von kommunaler Seite geäußerte generelle 

Kritik am Modell des Symmetrievergleichs verfehlt. Eine allgemeine Pflicht des Ge-

setzgebers zu einer detaillierten Ermittlung und Analyse der Aufgaben- und Ausga-

benlasten folge aus Art. 49 Abs. 6 LV nicht. Dem Gesetzgeber stehe bei der Ermitt-

lung der Höhe des kommunalen Finanzausgleichs vielmehr ein weiter Gestaltungs-

spielraum zu, er werde nicht auf ein bestimmtes methodisches Vorgehen festgelegt. 

Der Finanzausgleich operiere mit den Rechenparametern der Finanzkraft und des 

Finanzbedarfs, die in Übereinstimmung zu bringen seien. Die Finanzkraft lasse sich 

rechnerisch ermitteln, der Finanzbedarf sei abhängig von den kommunalen Aufga-

ben und lasse sich kaum sachgemäß festlegen. Zwar forderten einzelne Landes-

verfassungsgerichte vom Gesetzgeber eine detaillierte Aufgaben- und Kostenana-

lyse anstelle bloßer Symmetrieüberlegungen. Das Bedarfsmodell erweise sich al-

lerdings als problematisch, da Aufgaben- und Kostenanalysen eine Rationalität ver-

sprächen, die sie nicht einlösen könnten. Kosten für bestimmte Aufgaben ließen 

sich trennscharf kaum ermitteln; zudem berge dies ein hohes Streitpotenzial zwi-

schen Land und Kommunen.  

Komme es daher maßgeblich auf einen Symmetrievergleich an, lasse sich unter 

Berücksichtigung des konkreten Datenmaterials in Gestalt der finanzwissenschaft-

lichen Kennzahlen ein Verstoß gegen den Grundsatz der Verteilungssymmetrie 

nicht feststellen. Auch lägen die vom Vorlagegericht genannten Befrachtungen des 

kommunalen Finanzausgleichs nicht vor. Darüber hinaus fehle es an ausreichenden 

Eigenanstrengungen der rheinland-pfälzischen Kommunen zur Verbesserung ihrer 

Finanzsituation. Insbesondere seien die – seit Jahrzehnten im Ländervergleich oh-

nehin niedrigen – Hebesätze bei den kommunalen Steuern in den letzten Jahren 

kaum erhöht worden. Hieraus ergebe sich ein großes noch zu erschließendes Ein-

nahmepotenzial. 
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Dem Gebot interkommunaler Gleichbehandlung werde durch die Reform des kom-

munalen Finanzausgleichs ebenfalls Rechnung getragen. Mit § 9a LFAG in der Fas-

sung vom 8. Oktober 2013 sei der finanzkraftabhängige Soziallastenansatz (als Be-

standteil der Schlüsselzuweisung B2) durch die Schlüsselzuweisung C ersetzt wor-

den. Die beiden Grundelemente der neuen Schlüsselzuweisung – Finanzkraftunab-

hängigkeit und fester Anteil an der (anwachsenden) Verstetigungssumme – stellten 

sicher, dass die Zuweisungen bei den empfangsberechtigten Gebietskörperschaf-

ten auch ankämen. Es komme zu einer gezielten Neuverteilung innerhalb der kom-

munalen Gebietskörperschaften zugunsten der Kreise und kreisfreien Städte, die 

vom Sozialausgabenanstieg betroffen seien. 

3. Die Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbände hält die Reform des 

kommunalen Finanzausgleichs zum 1. Januar 2014 für unzureichend und die zur 

Überprüfung gestellten Bestimmungen für unvereinbar mit Art. 49 Abs. 6 LV. Bei 

einer landesweiten Betrachtung der Finanzsituation der Kommunen lasse sich zwar 

für das Jahr 2015 erstmals wieder ein positiver Finanzierungssaldo feststellen. Die-

ser beruhe allerdings auf Sonderentwicklungen, etwa auf Steuernachzahlungen für 

das Jahr 2014 und Vorauszahlungen sowie Abschlagszahlungen für das Jahr 2016. 

Weiter müsse berücksichtigt werden, dass eine reine Durchschnittsbetrachtung des 

Finanzierungssaldos die tatsächliche Problemlage nur unzureichend abbilde, da 

eine große Disparität unter den rheinland-pfälzischen Kommunen bestehe. Für die 

vom Land angemahnte weitere Anhebung der Hebesätze bestehe praktisch kein 

Spielraum mehr. Das Land sei vielmehr aus Gründen der Verteilungsgerechtigkeit 

zu einem höheren Soziallastenausgleich verpflichtet. Die neuen Schlüsselzuwei-

sungen C seien maßgeblich über Umschichtungen innerhalb des kommunalen Fi-

nanzausgleichs refinanziert worden. Anders ausgedrückt habe man „den Armen 

das genommen, was die Ärmsten brauchten“. Auch müsse berücksichtigt werden, 

dass es im Zeitraum von 1991 bis 2020 zu Befrachtungen des kommunalen Finanz-

ausgleichs in einem Volumen von etwa 12,9 Mrd. Euro gekommen sei.  

Grundsätzliche Bedenken bestünden an dem Modell des Symmetrievergleichs. 

Hierdurch werde die Ermittlung des tatsächlichen kommunalen Finanzbedarfs durch 

Mathematik ersetzt. Rechenoperationen seien aber aus mehreren Gründen unge-

eignet, den aktuellen oder gar zukünftigen aufgabengerechten Finanzbedarf zu be-
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stimmen. Zum einen beruhe der Symmetrievergleich nur auf Daten aus der Vergan-

genheit; er berücksichtige weder den Finanzbedarf für neue Aufgaben noch künftige 

Verteuerungen bei der Aufgabenwahrnehmung. Zum anderen werde bei dem Sym-

metrievergleich das Recht der Kommunen zur Wahrnehmung von freiwilligen Auf-

gaben nicht angemessen berücksichtigt.  

Die Neufassung des LFAG zum 1. Januar 2014 verstoße zudem bereits aus proze-

duralen Gründen gegen Art. 49 Abs. 6 LV. Es genüge nicht, dass der Gesetzgeber 

seiner Entscheidung eine finanzwissenschaftliche Untersuchung aus dem Jahr 

2012 zugrunde gelegt habe. Es sei vielmehr nötig, in der Gesetzesbegründung die 

wesentlichen Erkenntnisse der Untersuchung dezidiert darzulegen, Rückschlüsse 

auf dadurch veranlasste Änderungen zu ermöglichen sowie basierend auf der Un-

tersuchung die Finanzsituation des Landes derjenigen der Kommunen gegenüber-

zustellen. Ungeachtet dessen enthalte die genannte finanzwissenschaftliche Unter-

suchung keine grundlegenden Ausführungen zur aktuellen Finanzlage in Gestalt 

der Finanzkraft von Land und Kommunen, sondern beschränke sich auf die Ent-

wicklung von Parametern zum Symmetrievergleich. 

Die Auffassung, wonach ein von der Finanzkraft des Landes losgelöster Anspruch 

der Kommunen aus Art. 49 Abs. 6 LV im Widerspruch zur grundsätzlichen Gleich-

wertigkeit staatlicher und kommunaler Aufgaben stehe, sei mit Art. 28 Abs. 2 Satz 3 

des Grundgesetzes – GG – unvereinbar. Das Bundesverfassungsgericht habe be-

reits festgestellt, dass der kommunale Aufgabenbestand absolut geschützt sei. Dies 

müsse zwingend auch für die Finanzausstattung der Kommunen gelten. Der Min-

destfinanzbedarf der Kommunen stelle einen abwägungsfesten Posten im öffentli-

chen Finanzwesen eines Landes dar. Die Berechnung der Mindestfinanzausstat-

tung sei auch möglich, da der finanziell bedeutsamste Aufgabenbereich (Jugend- 

und Sozialhilfe) durch Fallzahlen geprägt werde, anhand derer sich Sach- und Per-

sonalmittel errechnen ließen. Schließlich müsse der für die Wahrnehmung freiwilli-

ger Leistungen notwendige Anteil an der Mindestfinanzausstattung so hoch sein, 

dass die freiwilligen kommunalen Aufgaben kein Schattendasein führten, sondern 

in merklichem Umfang möglich seien. 
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4. Auch die Kläger der Ausgangsverfahren halten die konkreten Normenkontrollen 

für zulässig und begründet. Dem Erlass des LFAGReformG sei keine Bedarfsermitt-

lung im Sinne einer das Land und die Kommunen erfassenden Betrachtung der Auf-

gaben und Ausgabenlasten sowie der Einnahmesituation vorausgegangen. Rechts-

folge dieses Verstoßes gegen die (ungeschriebenen) verfahrensmäßigen Mindest-

anforderungen sei zwingend die formelle Verfassungswidrigkeit des LFAG. Weil in 

materieller Hinsicht die (verfassungs-)gerichtliche Kontrolle eingeschränkt sei, 

werde der Rechtsschutz in das Verfahren vorverlagert. In einem solchen Fall laufe 

die Annahme einer Unbeachtlichkeit von Verfahrensfehlern dem Gedanken des 

Rechtsschutzes durch Verfahren zuwider. 

Der reformierte kommunale Finanzausgleich sei auch materiell verfassungswidrig. 

Der Anspruch auf angemessene Finanzausstattung der Kommunen stehe nicht un-

ter dem Vorbehalt der Leistungsfähigkeit des Landes. Zum einen enthalte der Wort-

laut der Verfassung für Rheinland-Pfalz – anders etwa als die Verfassungstexte von 

Bayern und Nordrhein-Westfalen – keine entsprechende Einschränkung. Daher sei 

auch die Rechtsprechung der dortigen Verfassungsgerichte nicht übertragbar. Es 

bleibe vielmehr bei der Feststellung des Bundesverwaltungsgerichts, wonach ein 

finanzieller Mindestanspruch der Kommunen gegen das Land unabhängig von des-

sen Leistungsfähigkeit bestehe. Zum anderen sei ein Leistungsfähigkeitsvorbehalt 

auch nicht erforderlich, da es das Land selbst in der Hand habe, den Finanzbedarf 

der Kommunen und den eigenen Finanzbedarf zu befriedigen. Hierzu könne es 

durch gesetzgeberische Tätigkeit den Bestand und den Leistungsstandard der kom-

munalen wie auch der eigenen Aufgaben reduzieren. Bei bundesgesetzlich deter-

minierten Aufgaben könne es seine Gestaltungsmöglichkeiten auf Bundesebene 

nutzen. Die materielle Verfassungswidrigkeit des LFAG ergebe sich darüber hinaus 

unter Berücksichtigung verschiedener finanzwissenschaftlicher Kennzahlen: Die 

verbesserten Finanzierungssalden in den Jahren 2014 bis 2017 reichten nicht aus, 

um die jahrelangen Defizite auszugleichen. Zudem müsse in diesem Zusammen-

hang die sehr heterogene Finanzlage innerhalb der rheinland-pfälzischen Kommu-

nen berücksichtigt werden. Selbst im Jahr 2017 hätten noch etwa 30 v.H. aller Kom-

munen einen negativen Finanzierungssaldo aufgewiesen. Schließlich seien die 

rheinland-pfälzischen Kommunen im Bundesvergleich auch in dem Zeitraum von 

2014 bis 2017 weit überdurchschnittlich verschuldet gewesen. 
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5. Der Landesrechnungshof hat sich im Wesentlichen zu der Finanzsituation der 

Kommunen und zu Fragen der materiellen Verfassungsmäßigkeit des LFAG geäu-

ßert. Die verschiedenen finanzwissenschaftlichen Kennzahlen aus der jüngeren 

Vergangenheit zeichneten ein uneinheitliches Bild zur Finanzlage in Rheinland-

Pfalz. Bei einer Gesamtbetrachtung der Finanzierungssalden der rheinland-pfälzi-

schen Kommunen sei in den letzten Jahren eine positive Entwicklung festzustellen. 

Die zuletzt erzielten Kassenüberschüsse bedürften jedoch der Relativierung. Selbst 

im Jahr 2018 hätten fast 39 v.H. der Kommunen Finanzierungsdefizite aufgewiesen 

und ihre Defizite im Vergleich zum Vorjahr sogar noch gesteigert.  

Ungeachtet der aus einer Begutachtung bestimmter Kennzahlen zum Symmetrie-

vergleich zu ziehenden Folgerungen erscheine es fraglich, ob sich allein aus Sym-

metriebetrachtungen – und damit ohne eine vertiefte Untersuchung der pflichtigen 

und freiwilligen Aufgaben sowie der damit verbundenen Ausgaben – Aussagen zur 

sachgerechten Bemessung der kommunalen Finanzausstattung ableiten ließen. 

Mittlerweile existierten verschiedene Ansätze zur bedarfsorientierten Ermittlung des 

Finanzbedarfs der Kommunen und des Landes. Ausgangspunkt sei die Überlegung, 

dass der Gesetzgeber seiner Verpflichtung zum aufgabengerechten Finanzaus-

gleich nur nachkommen könne, wenn er die Höhe der zur kommunalen Aufgaben-

erfüllung notwendigen Finanzmittel kenne. Der grundsätzlich bestehende Einschät-

zungs- und Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers finde seine Grenzen im Gebot 

eines bedarfsorientierten Vorgehens. Zwar stelle sich eine Finanzbedarfsanalyse 

als schwierig und komplex dar; sie sei aber nicht unmöglich. Eine aufgabenorien-

tierte Betrachtung könne zu fundierteren Entscheidungen des Haushaltsgesetzge-

bers über die Dotierung der Mittel für den kommunalen Finanzausgleich beitragen 

als der bisher praktizierte Symmetrievergleich. 

6. Die Stellungnahme des Statistischen Landesamtes betrifft verschiedene  

finanzwissenschaftliche Indikatoren. Die Finanzierungssalden der Jahre 2011 bis 

2018 hätten sich sowohl bei dem Land als auch den Kommunen verbessert, wobei 

die Verbesserung bei dem Land tendenziell deutlicher ausgefallen sei. Ein (horizon-

taler) Vergleich der Finanzmittelsalden sowohl zwischen als auch innerhalb der 

kreisfreien Städte und Landkreise zeige ein heterogenes Bild. So wiesen etwa die 

kreisfreien Städte im Jahr 2011 im Durchschnitt einen dreimal höheren Finanzmit-

telfehlbetrag als die Landkreisebene auf. Insgesamt lasse sich aber feststellen, dass 
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die Zuweisungen aus dem kommunalen Finanzausgleich die finanzielle Ungleich-

heit zwischen den Kommunen in Rheinland-Pfalz verringert hätten. 

Der Schuldenstand der jeweiligen Ebene habe sich zwischen 2010 und 2018 unter-

schiedlich entwickelt: Während die Verschuldung des Landes sich 2018 etwa auf 

dem Niveau von 2010 befunden habe, sei der Schuldenstand der Kommunen um 

rund 16 Prozent angestiegen. Auch innerhalb der kommunalen Ebene zeigten sich 

deutliche Unterschiede. Die Pro-Kopf-Verschuldung der Landkreise sei 2018 etwa 

halb so hoch gewesen wie jene der kreisfreien Städte. Weiterhin lasse sich sagen, 

dass die Pro-Kopf-Verschuldung der Kommunen im Zeitverlauf tendenziell steige. 

Was die Einnahmepotenziale der Kommunen anbelange, zeige ein Vergleich der 

Realsteuerhebesätze rheinland-pfälzischer Kommunen mit dem Durchschnitt der 

Kommunen anderer westdeutscher Flächenländer, dass im Jahr 2018 Mehreinnah-

men der Kommunen in Rheinland-Pfalz von ca. 48 Mio. Euro bei der Grundsteuer 

A und B sowie 119 Mio. Euro bei der Gewerbesteuer hätten erzielt werden können. 

Allerdings sei das Steigerungspotenzial bei der Gewerbesteuer zurückhaltend zu 

bewerten, da Steuererhöhungen erfahrungsgemäß zu einem Rückgang der Gewer-

beumsätze führten. Für die Kläger der Ausgangsverfahren bestehe indes kaum Po-

tenzial für Mehreinnahmen, da ihre Hebesätze größtenteils über den Durchschnitts-

werten der Kommunen anderer westdeutscher Flächenländer lägen. 

 

B. 

Die Vorlagen sind zulässig. 

I. 

Hält ein Gericht ein Landesgesetz, auf dessen Gültigkeit es bei der Entscheidung 

ankommt, mit der Landesverfassung für nicht vereinbar, so hat es das Verfahren 

nach Art. 130 Abs. 3 LV auszusetzen und die Entscheidung des Verfassungsge-

richtshofs einzuholen. 
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Nach § 24 Abs. 2 Satz 1 des Landesgesetzes über den Verfassungsgerichtshof 

– VerfGHG – ist in der Begründung der Richtervorlage anzugeben, inwiefern von 

der Gültigkeit des Landesgesetzes die – im Ausgangsverfahren zu treffende – Ent-

scheidung des Gerichts abhängt und mit welcher Vorschrift der Landesverfassung 

das Landesgesetz unvereinbar ist. 

Das Gericht muss daher in seinem Vorlagebeschluss die Entscheidungserheblich-

keit der vorgelegten landesgesetzlichen Bestimmung(en) aufzeigen und eingehend 

dartun, weshalb es diese für unvereinbar mit der Landesverfassung hält (vgl. 

VerfGH RP, Urteile vom 14. Februar 2012 – VGH N 3/11 –, AS 41, 29 [36]; vom 

4. Mai 2016 – VGH N 22/15 –, AS 44, 423 [432]; vom 31. März 2017 – VGH N 4/16 

u.a. –, AS 45, 321 [328 f.]). Zur Begründung der Vorlage nach § 24 Abs. 2 Satz 1 

VerfGHG muss das Gericht seine Überzeugung von der Verfassungswidrigkeit der 

zur Überprüfung gestellten Norm(en) nachvollziehbar darlegen und sich dabei mit 

naheliegenden tatsächlichen und rechtlichen Gesichtspunkten auseinandersetzen 

(vgl. Jutzi, in: Brocker/Droege/Jutzi [Hrsg.], Verfassung für Rheinland-Pfalz, 2014, 

Art. 130 Rn. 92; vgl. auch StGH Hessen, Beschluss vom 13. März 2013 – P.St. 

2344 –, juris Rn. 52; ThürVerfGH, Beschluss vom 7. September 2010 – 27/07 –, 

juris Rn. 53). 

Unzureichend begründet ist eine Richtervorlage zudem, wenn die Möglichkeit einer 

verfassungskonformen Auslegung nicht erörtert wird, obwohl sie naheliegt (VerfGH 

RP, Urteil vom 31. März 2017 – VGH N 4/16 u.a. –, AS 45, 321 [329]; vgl. BVerfG, 

Beschluss vom 12. Februar 1992 – 1 BvL 21/88 –, BVerfGE 85, 329 [333 f.] und 

Leitsatz; vgl. auch LVerfG Schleswig-Holstein, Beschluss vom 21. Mai 2012 

– LVerfG 1/11 –, juris Rn. 29; Bier, in: Grimm/Caesar [Hrsg.], Verfassung für Rhein-

land-Pfalz, 2001, Art. 130 Rn. 41; entspr. zu § 80 Abs. 2 des Bundesverfassungs-

gerichtsgesetzes – BVerfGG –: Lenz/Hansel, BVerfGG, 3. Aufl. 2020, § 80 Rn. 109). 

II. 

Die Richtervorlagen werden den vorstehenden Anforderungen gerecht. 

1. Dies gilt zunächst für die Begründung der Entscheidungserheblichkeit (vgl. im 

Einzelnen zu § 80 Abs. 2 BVerfGG etwa BVerfG, Beschlüsse vom 28. Mai 2008 – 2 
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BvL 8/08 –, BVerfGE 121, 233 [252 f.]; vom 22. September 2009 – 2 BvL 3/02 –, 

BVerfGE 124, 251 [260]; vom 4. Oktober 2011 – 1 BvL 3/08 –, BVerfGE 129, 186 

[204 f.]; vom 2. Mai 2012 – 1 BvL 20/09 –, BVerfGE 131, 1 [15]; vom 4. Juni 2012 

– 2 BvL 9/08 u.a. –, BVerfGE 131, 88 [117]; sowie Kammerbeschlüsse vom 

14. März 2011 – 1 BvL 13/07 –, juris Rn. 55; vom 2. Dezember 2013 – 1 BvL 5/12 –, 

juris Rn. 5; und vom 6. November 2014 – 2 BvL 2/11 –, juris Rn. 7 ff.). Das vorle-

gende Gericht hat unter hinreichender Darlegung des Sachverhalts ausgeführt, 

dass und aus welchen Gründen der jeweilige Rechtsstreit bei Gültigkeit des LFAG 

2014 anders entschieden werden müsste als bei dessen Ungültigkeit. Für den Erfolg 

der Klagen auf Neufestsetzung der Schlüsselzuweisungen für die Jahre 2014 bzw. 

2015 kommt es auf die Gültigkeit der einschlägigen Bestimmungen des LFAG 2014 

an, da die konkrete Berechnung der Zuweisungen nicht in Streit steht. Zudem be-

gründet das vorlegende Gericht, warum es die Klagen nach den in den Ausgangs-

verfahren maßgeblichen Vorschriften des Prozessrechts für zulässig hält. 

2. Das Vorlagegericht hat darüber hinaus seine Überzeugung von der Verfassungs-

widrigkeit der vorgelegten Normen nachvollziehbar dargelegt und sich unter Beach-

tung der in der verfassungsgerichtlichen Rechtsprechung entwickelten Vorgaben 

mit den naheliegenden tatsächlichen und rechtlichen Gesichtspunkten des Falles 

auseinandergesetzt (hierzu VerfGH RP, Urteil vom 31. März 2017 – VGH N 4/16 

u.a. –, AS 45, 321 [328 f.]; StGH Hessen, Beschluss vom 13. März 2013 – P.St. 

2344 –, juris Rn. 52; vgl. auch ThürVerfGH, Beschluss vom 7. September 2010 

– 27/07 –, juris Rn. 53; aus der Literatur etwa Jutzi, in: Brocker/Droege/Jutzi [Hrsg.], 

Verfassung für Rheinland-Pfalz, 2014, Art. 130 Rn. 92; Lenz/Hansel, BVerfGG, 

3. Aufl. 2020, § 80 Rn. 107 m.w.N. zur Rspr. d. BVerfG). 

Die Ausführungen der Vorlagebeschlüsse zum verfassungsrechtlichen Prüfungs-

maßstab betreffen dabei sowohl verfahrensrechtliche wie auch materiell-rechtliche 

Aspekte. Was die Prozeduralisierungsanforderungen anbelangt, legen die Be-

schlüsse zunächst die diesbezüglichen Ausführungen des Verfassungsgerichtshofs 

in seinem Urteil vom 14. Februar 2012, aber auch die Rechtsprechung anderer Lan-

desverfassungsgerichte zu den Anforderungen an das Gesetzgebungsverfahren im 

Rahmen des kommunalen Finanzausgleichs dar. Darüber hinaus setzt sich das Vor-

lagegericht mit der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zum proze-

duralen Grundrechtsschutz auseinander und überträgt diesen auf die kommunale 
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Selbstverwaltung. Die von ihm identifizierten verfassungsrechtlichen Maßstäbe legt 

das Vorlagegericht sodann seiner Auseinandersetzung mit der für das LFAG 2014 

maßgeblichen Gesetzesbegründung (LT-Drucks. 16/2231) zugrunde. 

In materiell-rechtlicher Hinsicht gibt das Vorlagegericht ausführlich die vom Verfas-

sungsgerichtshof entwickelten Maßstäbe zu Art. 49 Abs. 1 bis 3, Abs. 6 LV wieder. 

Dies betrifft vornehmlich das Urteil vom 14. Februar 2012, schließt aber auch ältere 

Entscheidungen des Verfassungsgerichtshofs (VGH 2/74, VGH 2/84, VGH 3/91) 

sowie die fachgerichtliche Rechtsprechung mit ein. Ausgehend von den verfas-

sungsgerichtlich entwickelten Maßstäben zur kommunalen Finanzhoheit sowie den 

Vorgaben zur Bemessung des Finanzbedarfs der Gemeinden zieht das Verwal-

tungsgericht verschiedene finanzwissenschaftliche Kennzahlen und Berechnungen 

heran, um die materielle Rechtslage zu bewerten. Bedenken an einer ordnungsge-

mäßen Begründung der Vorlagebeschlüsse bestehen vor diesem Hintergrund nicht.  

Demgegenüber würde die Forderung nach einer noch detaillierteren Begründung 

die Zulässigkeitsanforderungen überspannen. Dies betrifft zunächst den Einwand 

der Landesregierung, der Vorlagebeschluss setze sich nicht mit möglicherweise 

entlastenden und zur Erholung der kommunalen Finanzen beitragenden Einnah-

men aus anderen Quellen auseinander. Was die Einnahmen der Stadt Pirmasens 

und des Landkreises Kaiserslautern anbelangt, sind diese für die Jahre 2014 und 

2015 in den jeweiligen Beschlüssen ausdrücklich angegeben. Dass die Vorlagebe-

schlüsse zudem mittelbar die Einnahmen der rheinland-pfälzischen Kommunen für 

die Jahre 2007 bis 2016 in ihre Bewertungen eingestellt haben, ergibt sich aus den 

jeweils in den Entscheidungsgründen dargestellten tabellarischen Übersichten zum 

kommunalen Finanzierungssaldo nach Gebietskörperschaftsgruppen. 

Bedenken an der Begründung der Vorlage ergeben sich ferner nicht daraus, dass 

das Verwaltungsgericht bei der finanzwissenschaftlichen Betrachtung einzelner 

Kennzahlen einen vergleichsweise kurzen Zeitraum zugrunde gelegt hat. Zwar 

deckt sich die Länge des Vergleichszeitraums nicht mit dem Urteil des Verfassungs-

gerichtshofs vom 14. Februar 2012, das (überwiegend) von einem 7-Jahres-Zeit-

raum ausgegangen ist. Allerdings hat der Verfassungsgerichtshof in seiner Ent-

scheidung vom 30. Oktober 2015 auch einen deutlich kürzeren Vergleichszeitraum 
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von drei Jahren in Erwägung gezogen (VerfGH RP, Beschluss vom 30. Oktober 

2015 – VGH N 29-31/14 –, AS 44, 176 [194]). 

Soweit seitens der Landesregierung weiter bemängelt wird, eine Befassung mit dem 

Evaluationsbericht aus dem Jahr 2017 (LT-Drucks. 17/4750) fehle in den Vorlage-

beschlüssen fast vollständig, wird schon nicht deutlich, inwieweit eine weiterge-

hende Auseinandersetzung für die Zulässigkeit der Richtervorlage zwingend erfor-

derlich gewesen wäre, zumal das Verwaltungsgericht seine Überzeugung von der 

Unvereinbarkeit des LFAG mit Art. 49 LV nicht mit dem Evaluationsbericht begrün-

det, sondern vielmehr sogar ausgeführt hat, damit habe der Gesetzgeber seine Be-

obachtungspflicht erfüllt. 

Der schließlich erhobene Vorwurf der Landesregierung, das Vorlagegericht ver-

kenne, dass die Tatsache der Verfassungswidrigkeit des kommunalen Finanzaus-

gleichs in den Jahren 2007 bis 2013 nicht nochmals bei der Beurteilung der Verfas-

sungsmäßigkeit für das Jahr 2014 berücksichtigt werden dürfe, ist keine Frage der 

Zulässigkeit der Richtervorlage, sondern kann im Rahmen der Begründetheit Be-

deutung erlangen. 

 

C. 

Die Bestimmungen der §§ 5 bis 18 LFAG sind mit Art. 49 Abs. 6 LV in Verbindung 

mit Art. 49 Abs. 1 bis 3 LV unvereinbar. 

I. 

Art. 49 LV gewährleistet den Gemeinden und Gemeindeverbänden das Recht der 

Selbstverwaltung (Art. 49 Abs. 1 bis 3 LV) und verpflichtet das Land, den Kommu-

nen die zur Erfüllung ihrer eigenen und der übertragenen Aufgaben erforderlichen 

Mittel im Wege des Lasten- und Finanzausgleichs zu sichern (Art. 49 Abs. 6 Satz 1 

LV). 

Der von Art. 49 Abs. 6 Satz 1 LV geforderte kommunale Finanzausgleich verfolgt 

im Wesentlichen zwei Ziele: Zum einen ergänzt er als vertikaler Finanzausgleich die 

47 

48 

 

49 

 

50 

51 



- 21 - 

- 22 - 

Finanzquellen der Kommunen und stockt deren Finanzmasse insgesamt auf (fiska-

lische Funktion). Zum anderen bezweckt er in Gestalt des horizontalen oder inter-

kommunalen Finanzausgleichs, die Finanzkraftunterschiede zwischen den Kommu-

nen abzubauen (distributive Funktion, vgl. auch VerfGH RP, Urteil vom 30. Januar 

1998 – VGH N 2/97 –, AS 26, 391 [396]; Urteil vom 25. Januar 2006 – VGH B 1/05 –, 

AS 33, 66 [70]). 

1. a) Zum Selbstverwaltungsrecht gehört auch die kommunale Finanzhoheit. Der 

Verfassungsgerichtshof hat aus Art. 49 Abs. 6 LV in gefestigter Rechtsprechung 

abgeleitet, dass den Gemeinden und Gemeindeverbänden eine angemessene Fi-

nanzausstattung verfassungsrechtlich verbürgt ist, weil eigenverantwortliches Han-

deln eine entsprechende Leistungsfähigkeit der Selbstverwaltungskörperschaft vo-

raussetzt. Die Verfassung für Rheinland-Pfalz gewährleistet den Kommunen daher 

die Finanzhoheit verstanden als Ausgabenhoheit auf der Grundlage einer angemes-

senen Finanzausstattung (st. Rspr., vgl. VerfGH RP, Urteile vom 16. März 2001 

– VGH B 8/00 –, AS 29, 75 [80]; vom 25. Januar 2006 – VGH B 1/05 –, AS 33, 66 

[70]; vom 14. Februar 2012 – VGH N 3/11 –, AS 41, 29 [37]; vom 4. Mai 2016 – VGH 

N 22/15 –, AS 44, 423 [434]). 

Die Bestimmung des Art. 49 Abs. 6 LV steht in Einklang mit Art. 28 Abs. 2 Satz 3 

GG und entspricht dessen Anforderungen (VerfGH RP, Urteil vom 16. März 2001 

– VGH B 8/00 –, AS 29, 75 [80]). Sie geht ebenso wie das Grundgesetz von einer 

Gleichrangigkeit staatlicher und kommunaler Aufgaben aus und enthält keine Vor-

rang- bzw. Nachrangregelung in Bezug auf den Finanzbedarf einer Ebene (zu 

Art. 28 GG: Schoch, ZG 2019, 114 [115 f.]). Der Rahmen des kommunalen Finanz-

ausgleichs ist einerseits geprägt durch die zweigliedrige Struktur des Bundesstaa-

tes, in dem die staatlichen Aufgaben und Kompetenzen nach Art. 30 GG zwischen 

dem Bund und den Ländern verteilt und die Kommunen staatsorganisationsrechtlich 

als Teil der Länder eingestuft sind. Andererseits spiegelt sich in ihm die in Art. 28 

Abs. 2 GG anerkannte Eigenständigkeit der Gemeinden und Gemeindeverbände 

wider, welche in der Gewährleistung des Selbstverwaltungsrechts im eigenen Wir-

kungskreis ihren Ausdruck findet (vgl. nur BVerfG, Beschluss vom 23. November 

1988 – 2 BvR 1619/83 u.a. –, BVerfGE 79, 127 [143 ff.]). 
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Die Regelung geht dabei vom Grundsatz einheitlicher Aufgabenerfüllung und ein-

heitlicher Ausgleichsleistung aus und beinhaltet eine einheitliche Finanzgarantie. 

Sie lässt – vorbehaltlich der eigenständigen Konnexitätsregelung des Art. 49 Abs. 5 

LV (vgl. hierzu auch VerfGH RP, Beschluss vom 30. Oktober 2015 – VGH N 65/14 –, 

AS 44, 195 [203 f.]) – grundsätzlich keinen Raum für einen Anspruch der Gemein-

den und Gemeindeverbände auf eine gesonderte Erstattung der Kosten für die 

Wahrnehmung staatlicher Auftragsangelegenheiten oder bestimmter Aufgabenbe-

reiche (vgl. VerfGH RP, Urteile vom 5. Dezember 1977 – VGH 2/74 –, AS 15, 66 

[70]; vom 8. Mai 1985 – VGH 2/84 –, AS 19, 339 [341]; vom 7. Dezember 1990 

– VGH 2/91 –, AS 23, 434 [437]; vom 16. März 2001 – VGH B 8/00 –, AS 29, 75 

[81]; vom 25. Januar 2006 – VGH B 1/05 –, AS 33, 66 [70]; vom 14. Februar 2012 

– VGH N 3/11 –, AS 41, 29 [37]; und vom 4. Mai 2016 – VGH N 22/15 –, AS 44, 423 

[434]). 

Die (Letzt-)Verantwortung für die Finanzausstattung der Kommunen trägt – als fi-

nanzverfassungsrechtliche Kehrseite der staatsorganisatorischen Zugehörigkeit 

der Kommunen zu den Ländern – das Land (StGH Hessen, Urteil vom 21. Mai 2013 

– P.St. 2361 –, juris Rn. 94; ThürVerfGH, Urteil vom 21. Juni 2005 – 28/03 –, juris 

Rn. 133; Schoch, ZG 2019, 114 [120] m.w.N.; vgl. auch BVerfG, Urteile vom 27. Mai 

1992 – 2 BvF 1/88 u.a. –, BVerfGE 86, 148 [218 f.]; und vom 19. September 2018 

– 2 BvF 1/15 u.a. –, BVerfGE 150, 1 [92 f. Rn. 183]). 

aa) Die von Art. 49 Abs. 6 LV gewährleistete Finanzausstattung der Kommunen 

stellt sich als angemessen dar, wenn die kommunalen Finanzmittel ausreichen, um 

den Gemeinden und Gemeindeverbänden die Erfüllung aller zugewiesenen und im 

Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung auch die Wahrnehmung (jedenfalls ei-

nes Mindestbestandes) selbstgewählter Aufgaben zu ermöglichen. Insgesamt müs-

sen, wie sich aus Art. 49 Abs. 6 Satz 1 LV ergibt, die zur Aufgabenerfüllung „erfor-

derlichen Mittel“ bereitgestellt werden. Angemessen ist daher nur eine aufgaben-

adäquate kommunale Finanzausstattung (vgl. zu Art. 28 Abs. 2 GG: BVerfG, Urteil 

vom 19. September 2018 – 2 BvF 1/15 u.a. –, BVerfGE 150, 1 [87 f. Rn. 168]; Be-

schluss vom 7. Juli 2020 – 2 BvR 696/12 –, juris Rn. 55; sowie BVerwG, Urteile vom 

25. März 1998 – 8 C 11.97 –, BVerwGE 106, 280 [287]; vom 15. November 2006 – 

8 C 18.05 –, BVerwGE 127, 155 [157 Rn. 21]; vom 15. Juni 2011 – 9 C 4.10 –, 

BVerwGE 140, 34 [38 ff. Rn. 22 f.]; vom 31. Januar 2013 – 8 C 1.12 –, BVerwGE 
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145, 378 [379 Rn. 11]; Christ, in: ders./Oebbecke, Handbuch Kommunalabgaben-

recht, 2016, Abschn. C Rn. 234; Dombert, DVBl. 2006, 1136 [1138]; Henneke, DÖV 

2008, 857 [858]; Kluth, LKV 2020, 97 [98]; Mehde, in: Maunz/Dürig, GG, Art. 28 Abs. 

2 Rn. 146 [Februar 2020]; Nierhaus, LKV 2005, 1 [4]; Schoch, ZG 2019, 114 [115 

mit Fn. 9, 122]; Wolff, in: Hömig, GG, 12. Aufl. 2018, Art. 28 Rn. 21; ähnlich auch 

ThürVerfGH, Urteil vom 21. Juni 2005 – 28/03 –, juris Rn. 134; Schwarz, ZKF 1999, 

266 [267]). Durch den Anspruch auf eine aufgabenadäquate Finanzausstattung soll 

die Leistungsfähigkeit der Kommunen – auch und gerade der steuerschwachen Ge-

meinden und Gemeindeverbände – gesichert und eine unterschiedliche Belastung 

mit Ausgaben ausgeglichen werden (vgl. LVerfG Schleswig-Holstein, Urteil vom 

27. Januar 2017 – LVerfG 4/15 –, juris Rn. 89). Der Aufgabenbezug fehlt bei einem 

Finanzausgleichssystem, das die anhand eines Verbundquotenmodells ermittelte 

Finanzausgleichsmasse lediglich unter Berücksichtigung der Einnahmeentwicklung 

des Landes fortschreibt (vgl. auch VerfG Brandenburg, Urteil vom 16. September 

1999 – 28/98 –, juris Rn. 93). 

Die Finanzausstattungsgarantie ist in der Regel jedenfalls dann verletzt, wenn den 

Kommunen die zur Wahrnehmung der zugewiesenen und eines Minimums freier 

Aufgaben zwingend erforderliche Mindestfinanzausstattung vorenthalten und so ei-

ner sinnvollen Betätigung der Selbstverwaltung die Grundlage entzogen wird (vgl. 

VerfGH RP, Urteil vom 14. Februar 2012 – VGH N 3/11 –, AS 41, 29 [38] m.w.N.).  

bb) Allerdings garantiert der Anspruch auf eine angemessene („aufgabenadä-

quate“) Finanzausstattung keine Vollfinanzierung kommunaler Aufgaben im Sinne 

einer kompletten Kostenerstattung (vgl. auch VerfGH RP, Urteil vom 5. Dezember 

1977 – VGH 2/74 –, AS 15, 66 [70]). Zum einen hat das Land bei der Ermittlung des 

kommunalen Finanzbedarfs die eigenen Einnahmequellen der Kommunen zu be-

rücksichtigen und zu prüfen, ob bestehende Einnahmepotentiale umfassend aus-

geschöpft wurden (StGH Hessen, Urteil vom 21. Mai 2013 – P.St. 2361 –, juris 

Rn. 163; dazu auch Duve/Neumeister, DÖV 2016, 848 [851]). Zum anderen müssen 

sich nicht sämtliche Ausgaben der Kommunen zwangsläufig als ausgleichsrelevant 

darstellen. Aus der Pflicht des Landes zur Sicherung der „erforderlichen Mittel“ nach 

Art. 49 Abs. 6 Satz 1 LV folgt, dass Aufwendungen, die das Gebot wirtschaftlicher 

und sparsamer Haushaltsführung nicht beachten, unberücksichtigt bleiben dürfen 

(vgl. auch StGH Hessen, Urteil vom 21. Mai 2013 – P.St. 2361 –, juris Rn. 159; 
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Duve/Neumeister, DÖV 2016, 848 [853], zu der vergleichbaren Bestimmung des 

Art. 137 Abs. 5 Satz 1 der Verfassung des Landes Hessen; ähnlich Nds. StGH, Ur-

teile vom 16. Mai 2001 – 6/99 u.a. –, juris Rn. 129; und vom 7. März 2008 – 2/05 –, 

juris Rn. 69). 

Zudem beinhaltet Art. 49 Abs. 6 Satz 1 LV zwar einen weitgehenden, aber keinen 

absoluten Schutz des Anspruchs auf eine finanzielle Mindestausstattung (anders 

ThürVerfGH, Urteil vom 21. Juni 2005 – 28/03 –, juris Rn. 140 f.; VerfG Branden-

burg, Urteil vom 22. November 2007 – 75/05 –, juris Rn. 116; StGH Hessen, Urteil 

vom 21. Mai 2013 – P.St. 2361 –, juris Rn. 98; Schmitt, DÖV 2013, 452 [455 f.] 

m.w.N.). Inhalt und Umfang einer angemessenen Finanzausstattung der Gemein-

den und Gemeindeverbände richten sich nicht ausschließlich nach den Erfordernis-

sen der kommunalen Selbstverwaltung. Die Frage der Angemessenheit kann viel-

mehr nur unter gleichzeitiger Berücksichtigung der Belange des Landes beantwortet 

werden, mit dem die Gemeinden und Gemeindeverbände in einem Finanzverbund 

zusammengeschlossen sind. Zwar stellt die Verfassung für Rheinland-Pfalz die Fi-

nanzausstattungsgarantie nicht ausdrücklich unter den Vorbehalt der finanziellen 

Leistungsfähigkeit des Landes (anders etwa Art. 57 Abs. 1 der Verfassung des Lan-

des Schleswig-Holstein). Mit der Anerkennung eines absoluten Schutzes der kom-

munalen Mindestfinanzausstattung und damit eines von der Finanzkraft des Landes 

losgelösten Anspruchs würde jedoch einseitig der Vorrang gegenüber anderen, ver-

fassungsrechtlich gleichwertigen Gütern wie etwa der inneren Sicherheit, dem Bil-

dungswesen oder der Justizgewährung eingeräumt (vgl. VerfGH RP, Urteil vom 

5. Dezember 1977 – VGH 2/74 –, AS 15, 66 [75]; Urteil vom 14. Februar 2012 

– VGH N 3/11 –, AS 41, 29 [38]; Bay. VerfGH, Entscheidung vom 28. November 

2007 – Vf. 15-VII-05 –, juris Rn. 204; VerfGH NRW, Urteile vom 9. Juli 1998 – 16/96 

u.a. –, juris Rn. 74; vom 19. Juli 2011 – 32/08 –, juris Rn. 56). Ein solches Verständ-

nis ließe sich mit der prinzipiellen Gleichwertigkeit staatlicher und kommunaler Auf-

gaben nicht in Einklang bringen (vgl. VerfGH RP, Urteil vom 14. Februar 2012 

– VGH N 3/11 –, AS 41, 29 [38]; dazu auch Bay. VerfGH, Entscheidung vom 28. No-

vember 2007 – Vf. 15-VII-05 –, juris Rn. 206). 

Auch wenn Art. 49 Abs. 6 LV damit kein striktes Verbot der Unterschreitung einer 

bestimmten finanziellen Mindestausstattung und damit keine absolut geschützte 
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Untergrenze vorschreibt, sind dem Vorbehalt der Leistungsfähigkeit oder Leistungs-

kraft des Landes enge Grenzen gesetzt. Nicht jeder defizitäre Landeshaushalt be-

rechtigt zur Unterschreitung der kommunalen Mindestfinanzausstattung. Die Beru-

fung auf die begrenzte finanzielle Leistungsfähigkeit des Landes oder selbst auf die 

(außerordentlich) angespannte finanzielle Lage (vgl. aber VerfGH NRW, Urteil vom 

16. Dezember 1988 – 9/87 –, NVwZ-RR 1989, 493 [494]) darf nicht dazu führen, 

dass die Kommunen durch die Kürzung von Finanzausgleichsmitteln ihrerseits im-

mer tiefer in die eigene Verschuldung getrieben werden (vgl. hierzu auch Henneke, 

DÖV 2008, 857 [866]; Groh, LKV 2010, 1 [7 f.]). Die Möglichkeit der (vorübergehen-

den) Unterschreitung der finanziellen Mindestgarantie ist daher auf extreme finan-

zielle Notlagen im Sinne von außergewöhnlichen Notsituationen (vgl. auch Art. 117 

Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 Buchst. a LV) beschränkt.  

Der Anspruch auf eine angemessene Mindestausstattung lässt sich nicht genau be-

ziffern; aus der Verfassung selbst ergeben sich keine bestimmten Quoten oder zah-

lenmäßig festgelegten Beträge (VerfGH RP, Urteil vom 14. Februar 2012 – VGH N 

3/11 –, AS 41, 29 [57]; vgl. auch VerfGH NRW, Urteil vom 16. Dezember 1988 

– 9/87 –, NVwZ-RR 1989, 493 [494]; StGH BW, Urteil vom 10. Mai 1999 – 2/97 –, 

juris Rn. 87). Auch stoßen die verfassungsgerichtlichen Kontrollmöglichkeiten bei 

Berücksichtigung des Erfordernisses schwieriger Prognosen über den Umfang von 

Einnahmen, Ausgaben und Aufgaben an ihre Funktionsgrenze (vgl. StGH BW, Ur-

teil vom 10. Mai 1999 – 2/97 –, juris Rn. 92 ff., 95; Sächs. VerfGH, Urteil vom 23. No-

vember 2000 – Vf. 53-II-97 –, juris Rn. 83 f.; Bay. VerfGH, Entscheidung vom 

28. November 2007 – Vf. 15-VII-05 –, juris Rn. 209 ff.; Nds. StGH, Urteil vom 

7. März 2008 – StGH 2/05 –, juris Rn. 69; ThürVerfGH, Urteil vom 2. November 

2011 – 13/10 –, juris Rn. 83 f.). 

b) Bei der Ermittlung der den Kommunen im vertikalen Finanzausgleich insgesamt 

zu gewährenden Mittel steht dem Gesetzgeber ein Einschätzungs- und Gestal-

tungsspielraum zu, der Grund und Grenzen in Art. 49 Abs. 6 LV findet (vgl. VerfGH 

RP, Urteile vom 14. Februar 2012 – VGH N 3/11 –, AS 41, 29 [37]; vom 4. Mai 2016 

– VGH N 22/15 –, AS 44, 423 [439]). 
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aa) Die widerstreitenden finanziellen Belange des Landes und der Kommunen sind 

zu einem angemessenen Ausgleich zu bringen. Angesichts der erwähnten grund-

sätzlichen Gleichwertigkeit von staatlichen und kommunalen Aufgaben wird der ver-

tikale Finanzausgleich danach im Ausgangspunkt durch den Grundsatz der Vertei-

lungssymmetrie bestimmt, der eine gleichmäßige und gerechte Aufteilung der ver-

fügbaren Finanzmittel auf die verschiedenen Ebenen gebietet (vgl. VerfGH RP, 

Urteil vom 14. Februar 2012 – VGH N 3/11 –, AS 41, 29 [38]; ferner auch StGH BW, 

Urteil vom 10. Mai 1999 – 2/97 –, juris Rn. 87 ff.; Nds. StGH, Urteil vom 7. März 

2008 – 2/05 –, juris Rn. 68 ff.). Dies setzt voraus, dass sich der Gesetzgeber im 

Zuge der Normierung des kommunalen Finanzausgleichs die Finanzausstattung so-

wohl der Landesebene als auch der kommunalen Ebene vor Augen hält und diese 

mit dem Ziel einer verteilungsgerechten Abwägungsentscheidung einander gegen-

überstellt. Eine solche Abwägung erfordert neben der Berücksichtigung der Finanz-

kraft der jeweiligen Ebene zwingend auch eine Betrachtung des Finanzbedarfs, der 

seinerseits maßgeblich durch die jeweils wahrgenommenen Aufgaben geprägt wird 

(vgl. auch VerfGH RP, Urteil vom 25. Januar 2006 – VGH B 1/05 –, AS 33, 66 [70]: 

„Bezugsgröße für eine angemessene Finanzangleichung ist daher das Verhältnis 

von aufgabenabhängigem Bedarf und verfügbaren Finanzmitteln“). Der Gesetzge-

ber hat seinen Entscheidungen über Umfang und Verteilung der Finanzausgleichs-

mittel mithin eine das Land und die Kommunen erfassende Betrachtung der Aufga-

ben- und Ausgabenlasten sowie der Einnahmensituation zugrunde zu legen  

(VerfGH RP, Urteil vom 14. Februar 2012 – VGH N 3/11 –, AS 41, 29 [41]). 

Nach Art. 49 Abs. 6 Satz 1 LV bilden die Aufgaben der Kommunen den verfassungs-

rechtlichen Maßstab, der den Umfang der angemessenen Finanzausstattung be-

stimmt. Der nach dem Grundsatz der Verteilungssymmetrie prinzipiell eröffnete 

weite Beurteilungsspielraum wird damit durch das Gebot eines aufgabengerechten 

Finanzausgleichs begrenzt (vgl. auch VerfGH RP, Urteil vom 14. Februar 2012 

– VGH N 3/11 –, AS 41, 29 [41]; StGH Hessen, Urteil vom 21. Mai 2013 – P.St. 

2361 –, juris Rn. 112). 

bb) Soweit gegen das Gebot einer aufgabenorientierten Ermittlung des Finanzbe-

darfs vorgebracht wird, es sei faktisch unmöglich, den objektiven Bedarf der kom-

munalen Ebene zu ermitteln (so Volkmann, DÖV 2001, 497 [500]; a.A. Lange, DVBl. 

2015, 457 [459]), geht dieser Einwand an der Staatspraxis vorbei (so auch LVerfG 
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Schleswig-Holstein, Urteil vom 27. Januar 2017 – LVerfG 4/15 –, juris Rn. 112). Zum 

einen wurden mittlerweile in einigen Flächenländern in Reaktion auf die entspre-

chende Rechtsprechung der jeweiligen Landesverfassungsgerichte fundierte Be-

trachtungen tatsächlicher Bedarfe durchgeführt (dazu StGH Hessen, Urteil vom 

21. Mai 2013 – P.St. 2361 –, juris Rn. 153 ff. m.w.N.; sowie jüngst Urteil vom 16. Ja-

nuar 2019 – P.St. 2606 u.a. –, juris Rn. 10 ff. mit Verweis auf § 7 des Hessischen 

Finanzausgleichsgesetzes – FAG Hessen – vom 23. Juli 2015, GVBl. Hessen, 

S. 298; Duve/Neumeister, DÖV 2016, 848 [852 f.]). 

Zum anderen sind aufgabenbezogene Kostenanalysen im Kontext der sog. Kon-

nexitätsbestimmungen in den Landesverfassungen (Art. 49 Abs. 5 LV, dazu VerfGH 

RP, Beschluss vom 30. Oktober 2015 – VGH N 65/14 –, AS 44, 195; vgl. ferner 

Art. 71 Abs. 3 der Verfassung des Landes Baden-Württemberg; Art. 83 Abs. 3 der 

Verfassung des Freistaates Bayern; Art. 97 Abs. 3 der Verfassung des Landes 

Brandenburg; Art. 137 Abs. 6 der Verfassung des Landes Hessen; Art. 72 Abs. 3 

der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern; Art. 57 Abs. 4 der Nieder-

sächsischen Verfassung; Art. 78 Abs. 3 der Verfassung für das Land Nordrhein-

Westfalen; Art. 120 der Verfassung des Saarlandes; Art. 85 Abs. 1 und 2 der Ver-

fassung des Freistaates Sachsen; Art. 87 Abs. 3 der Verfassung des Landes Sach-

sen-Anhalt; Art. 57 Abs. 2 der Verfassung des Landes Schleswig-Holstein; Art. 93 

Abs. 1 der Verfassung des Freistaats Thüringen) mittlerweile regelmäßig durchzu-

führen, soweit neue Aufgaben auf die kommunale Ebene übertragen werden. Aus 

diesem Zusammenhang sind daher praktisch erprobte Methoden der aufgabenbe-

zogenen Kostenanalyse verfügbar (auch LVerfG Schleswig-Holstein, Urteil vom 

27. Januar 2017 – LVerfG 4/15 –, juris Rn. 112; Petit, Der kommunale Mindestaus-

stattungsanspruch im Verfassungsrecht von Bund und Ländern, 2020, S. 68). 

Der danach allein verbleibende Verweis auf die Komplexität und den großen Auf-

wand entsprechender Analyseverfahren rechtfertigt es nicht, zulasten größerer Ra-

tionalität (und höherer Akzeptanz) des kommunalen Finanzausgleichs auf eine auf-

gabenbezogene Ermittlung des kommunalen Finanzbedarfs zu verzichten, zumal 

der Gesetzgeber hierbei auch schätzen und pauschalieren darf (VerfGH RP, Urteil 

vom 14. Februar 2012 – VGH N 3/11 –, AS 41, 29 [41]; vgl. auch StGH Hessen, 

Urteil vom 21. Mai 2013 – P.St. 2361 –, juris Rn. 158; sowie Diemert, DVBl. 2015, 
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1003 [1009]) und auch nicht den Finanzbedarf jeder einzelnen Kommune in den 

Blick nehmen muss (Duve/Neumeister, DÖV 2016, 848 [853]). 

c) Auch im Rahmen des interkommunalen Finanzausgleichs – also bei der Vertei-

lung der Finanzausgleichsmittel innerhalb des kommunalen Raums – steht dem Ge-

setzgeber ein Einschätzungs- und Gestaltungsspielraum zu, dem allerdings durch 

Art. 49 Abs. 6 Satz 1 LV gleichfalls rechtliche Grenzen gesetzt sind (VerfGH RP, 

Urteil vom 14. Februar 2012 – VGH N 3/11 –, AS 41, 29 [41]).  

aa) Eine solche Begrenzung ergibt sich zunächst aus dem Gebot interkommunaler 

Gleichbehandlung, welches aus der kommunalen Selbstverwaltungs- und Finanz-

ausstattungsgarantie folgt (vgl. VerfGH RP, Urteile vom 30. Januar 1998 – VGH 

N 2/97 –, AS 26, 391 [396]; vom 25. Januar 2006 – VGH B 1/05 –, AS 33, 66 [70]; 

vom 4. Mai 2016 – VGH N 22/15 –, AS 44, 423 [435]). Danach ist der Finanzaus-

gleichsgesetzgeber verpflichtet, bei der Verteilung der Finanzausgleichsmittel die 

unterschiedlichen finanziellen Belange der Kommunen zu einem angemessenen 

und gerechten Ausgleich zu bringen. Das interkommunale Gleichbehandlungsgebot 

ist verletzt, wenn bei der Finanzmittelverteilung bestimmte Gebietskörperschaften 

oder Gebietskörperschaftsgruppen sachwidrig benachteiligt oder bevorzugt werden 

(VerfGH RP, Urteil vom 14. Februar 2012 – VGH N 3/11 –, AS 41, 29 [41, 49]; vgl. 

auch Nds. StGH, Urteil vom 4. Juni 2010 – 1/08 –, juris Rn. 86 f.; LVerfG Schleswig-

Holstein, Urteil vom 27. Januar 2017 – LVerfG 4/15 –, juris Rn. 119), wenn mithin 

für die getroffene Regelung jeder sachliche Grund fehlt (vgl. VerfGH RP, Urteile vom 

30. Januar 1998 – VGH N 2/97 –, AS 26, 391 [396]; vom 25. Januar 2006 – VGH B 

1/05 –, AS 33, 66 [70]). Mit Rücksicht auf den Gestaltungsspielraum des Gesetzge-

bers prüft der Verfassungsgerichtshof auch im Rahmen des horizontalen Finanz-

ausgleichs nicht, ob der Gesetzgeber die bestmögliche oder gerechteste Lösung 

gewählt hat (VerfGH RP, Urteil vom 14. Februar 2012 – VGH N 3/11 –, AS 41, 29 

[49]; vgl. auch VerfG Brandenburg, Beschluss vom 18. Mai 2006 – 39/04 –, juris 

Rn. 51; VerfGH NRW, Urteile vom 19. Juli 2011 – 32/08 –, juris Rn. 60; vom 19. Mai 

2015 – 24/12 –, juris Rn. 40; LVerfG Mecklenburg-Vorpommern, Urteil vom 23. Feb-

ruar 2012 – 37/10 –, juris Rn. 98). Vielmehr kommt es allein darauf an, ob die ge-

setzgeberischen Einschätzungen unter dem Gesichtspunkt der Sachgerechtigkeit 

vertretbar sind.  
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bb) Zudem ist das – aus dem Gebot interkommunaler Gleichbehandlung abgelei-

tete – Folgerichtigkeitsgebot zu beachten, das den Gesetzgeber an die von diesem 

selbst formulierten Leitgedanken des jeweiligen Gesetzes bindet (VerfGH RP, Urteil 

vom 4. Mai 2016 – VGH N 22/15 –, AS 44, 423 [435 f.]). Die Entscheidung des 

Gesetzgebers für ein bestimmtes Verteilungssystem und dessen Ausgestaltung 

darf jedenfalls nicht willkürlich sein (VerfGH RP, Urteile vom 8. Mai 1985 – VGH 

2/84 –, AS 19, 339 [346]; vom 30. Januar 1998 – VGH N 2/97 –, AS 26, 391 [396]; 

vom 25. Januar 2006 – VGH B 1/05 –, AS 33, 66 [70]; vom 14. Februar 2012 – VGH 

N 3/11 –, AS 41, 29 [41]). Durch sie bindet sich der Gesetzgeber und verpflichtet 

sich, mit den selbst gewählten Zuteilungs- und Ausgleichsmaßstäben eine im 

Grundsatz folgerichtige, widerspruchsfreie Ausgleichskonzeption zu schaffen und 

sie einzuhalten (VerfGH RP, Urteile vom 5. Dezember 1977 – VGH 2/74 –, AS 15, 

66 [69]; vom 30. Januar 1998 – VGH N 2/97 –, AS 26, 391 [396]; vom 25. Januar 

2006 – VGH B 1/05 –, AS 33, 66 [70]; vom 4. Mai 2016 –VGH N 22/15 –, AS 44, 

423 [436]). 

cc) Darüber hinaus ist das Nivellierungs- bzw. Übernivellierungsverbot zu beachten, 

wonach der kommunale Finanzausgleich vorhandene Finanzkraftunterschiede 

durch die Gewährung von Landesmitteln nicht völlig abbauen soll. Erst recht darf 

die tatsächliche Finanzkraftreihenfolge der Kommunen durch den Ausgleich nicht 

umgekehrt werden (zum Ganzen VerfGH RP, Urteil vom 30. Januar 1998 – VGH N 

2/97 –, AS 26, 391 [396]; vgl. auch Bay. VerfGH, Entscheidung vom 12. Januar 

1998 – Vf. 24-VII-94 –, juris Rn. 86; VerfG Brandenburg, Urteil vom 16. September 

1999 – 28/98 –, juris Rn. 105; LVerfG Sachsen-Anhalt, Urteil vom 13. Juni 2006 

– LVG 7/05 –, juris Rn. 139 ff.; Nds. StGH, Urteil vom 4. Juni 2010 – 1/08 –, juris 

Rn. 66; VerfGH NRW, Urteil vom 19. Juli 2011 – 32/08 –, juris Rn. 60 ff.; LVerfG 

Schleswig-Holstein, Urteile vom 3. September 2012 – LVerfG 1/12 –, juris Rn. 66; 

vom 27. Januar 2017 – LVerfG 4/15 –, juris Rn. 121; Duve/Neumeister, DÖV 2016, 

848 [850]; Lange, DVBl. 2015, 457 [462 f.]; Stamm, in: Brocker/Droege/Jutzi [Hrsg.], 

Verfassung für Rheinland-Pfalz, 2014, Art. 49 Rn. 41). Dies schließt nicht aus, dass 

auch solche Ausgleichsregelungen, die systemimmanent in bestimmten Fällen ni-

vellierend oder übernivellierend wirken, dann noch verfassungskonform sind, wenn 

sich dem Finanzausgleichssystem sachlich vertretbare Gründe hierfür entnehmen 

lassen (VerfGH RP, Urteil vom 30. Januar 1998 – VGH N 2/97 –, AS 26, 391 [396]; 
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Schröder, in: Grimm/Caesar [Hrsg.], Verfassung für Rheinland-Pfalz, 2001, Art. 49 

Rn. 18). 

Auf der anderen Seite wird der horizontale Finanzausgleich durch den Gedanken 

der interkommunalen Solidarität geprägt, der seinem Wesen nach auch eine Ver-

antwortung der Gemeinden untereinander begründet. Hierdurch wird ein Ausgleich 

zwischen Eigenverantwortlichkeit und Individualität der Gemeinden auf der einen 

und solidargemeinschaftlicher Mitverantwortung für die Existenz der übrigen Ge-

meinden auf der anderen Seite erzielt (vgl. auch VerfGH Sachsen, Urteil vom 

26. August 2010 – Vf. 129-VIII 09 –, juris Rn. 97; StGH Hessen, Urteil vom 21. Mai 

2013 – P.St. 2361 –, juris Rn. 191; ThürVerfGH, Beschluss vom 7. März 2018 

– 1/14 –, juris Rn. 177). Ungleichheiten sollen im Interesse der Einheitlichkeit der 

Lebensverhältnisse (vgl. auch Art. 72 Abs. 2, Art. 106 Abs. 3 Satz 4 Nr. 2 GG) ge-

mildert werden (Bay. VerfGH, Entscheidung vom 12. Januar 1998 – Vf. 24-VII-94 –, 

juris Rn. 86; Duve/Neumeister, DÖV 2016, 848 [850]). 

Daher verpflichtet Art. 49 Abs. 6 LV das Land zu einem Finanzausgleich, der die 

Finanzquellen der Kommunen ergänzt und die Finanzkraftunterschiede zwischen 

den Kommunen abbaut (VerfGH RP, Urteil vom 30. Januar 1998 – VGH N 2/97 –, 

AS 26, 391 [Ls. 1], zu Art. 49 Abs. 5 LV a.F.). Dieser Ausgleich kommunaler Finanz-

kraftunterschiede muss dabei nicht ausschließlich vertikal durch Zuweisungen des 

Landes an finanzschwache Gemeinden erfolgen, sondern kann auch durch horizon-

tale Finanzströme zwischen unterschiedlich finanzkräftigen Gemeinden bzw. Ge-

meindeverbänden bewirkt werden (vgl. auch VerfGH NRW, Urteil vom 30. August 

2016 – 34/14 –, juris Rn. 113). Konkret ist der Gesetzgeber nicht nur berechtigt, 

besonders finanzkräftige Gemeinden als sog. abundante Gemeinden von Zuwei-

sungen auszuschließen, sondern grundsätzlich auch befugt, einen Teil der Finanz-

kraft dieser Gemeinden abzuschöpfen, um das Gesamtvolumen der Ausgleichs-

masse zu vergrößern (vgl. Nds. StGH, Urteil vom 16. Mai 2001 – 6/99 u. a. –, juris 

Rn. 130; LVerfG Mecklenburg-Vorpommern, Urteil vom 26. Januar 2012 – 33/10 –, 

juris Rn. 72; StGH Hessen, Urteil vom 16. Januar 2019 – P.St. 2606 u.a. –, juris 

Rn. 192). 
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2. Für das Verfahren des Finanzausgleichs enthält die Landesverfassung dem 

Wortlaut nach keine Vorgaben. Dennoch ergeben sich aus der Struktur der gesetz-

geberischen Entscheidung über den Finanzausgleich und dem Schutzzweck des 

Art. 49 Abs. 6 Satz 1 LV einige verfahrensrechtliche Mindestanforderungen (VerfGH 

RP, Urteil vom 14. Februar 2012 – VGH N 3/11 –, AS 41, 29 [41]). 

a) Auch in der verfassungsgerichtlichen Rechtsprechung ist die Erweiterung des 

Schutzes materieller Rechtspositionen durch Verfahren anerkannt. Zwar hat das 

Bundesverfassungsgericht Prozeduralisierungspflichten vornehmlich in Bezug auf 

Grundrechte entwickelt (vgl. BVerfG, Beschluss vom 20. Dezember 1979 – 1 BvR 

385/77 –, BVerfGE 53, 30 [65]; Beschluss vom 8. Februar 1983 – 1 BvL 20/81 –, 

BVerfGE 63, 131 [143]; Urteil vom 15. Dezember 1983 – 1 BvR 209/83 u.a. –, 

BVerfGE 65, 1 [44]; Beschluss vom 17. April 1991 – 1 BvR 419/81 u.a. –, BVerfGE 

84, 34 [46]; aus jüngerer Zeit: BVerfG, Urteil vom 9. Februar 2010 – 1 BvL 1/09 

u.a. –, BVerfGE 125, 175 [225 ff.]; Urteil vom 14. Februar 2012 – 2 BvL 4/10 –, 

BVerfGE 130, 263 [301 f.]; Urteil vom 5. Mai 2015 – 2 BvL 17/09 u.a. –, BVerfGE 

139, 64 [126 f. Rn. 129 f.]; Beschluss vom 17. November 2015 – 2 BvL 19/09 u.a. –, 

BVerfGE 140, 240 [296 Rn. 112 f.]). Verfahrensrechtliche Sicherungen zur Vorver-

lagerung des Grundrechtsschutzes hat es dort für geboten erachtet, wo Kontrolle 

erst zu einem Zeitpunkt stattfinden kann, in dem etwaige Grundrechtsverletzungen 

nicht mehr korrigierbar sind und wenn ein Grundrecht keine materiellen Maßstäbe 

für bestimmte grundrechtsrelevante staatliche Maßnahmen zu liefern vermag und 

folglich auch die Ergebniskontrolle am Maßstab des Grundrechts ausfällt (vgl. 

BVerfG, Urteil vom 22. Februar 1994 – 1 BvL 30/88 –, BVerfGE 90, 60 [96]). Das-

selbe gilt, wenn durch externe Kontrolle in garantierte Autonomie eingegriffen wer-

den müsste (BVerfG, Urteil vom 22. Februar 1994, a.a.O., BVerfGE 90, 60 [102]). 

Bei dem Schutz des kommunalen Selbstverwaltungsrechts nach Art. 49 LV handelt 

es sich zwar nicht um den Schutz von Grundrechten der Gemeinden und Gemein-

deverbände, sondern um die institutionelle Garantie der kommunalen Selbstverwal-

tung (vgl. VerfGH RP, Urteil vom 17. April 1969 – VGH 2/69 –, AS 11, 73 [78]; 

Schröder, in: Grimm/Caesar [Hrsg.], Verfassung für Rheinland-Pfalz, 2001, Art. 49 

Rn. 5; anders noch VerfGH RP, Beschluss vom 5. Dezember 1950 – VGH 5/50 –, 

AS 2, 349 [351] mit Verweis auf Süsterhenn/Schäfer, Kommentar der Verfassung 

für Rheinland-Pfalz, 1950, Art. 49 Anm. 2). Aber auch bei ihr muss von Verfassungs 

wegen eine prozedurale Absicherung vorgeschaltet werden, da aus strukturellen 
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Gründen nachträglicher verfassungsgerichtlicher Schutz für die Finanzgarantie 

nicht effektiv gewährt werden kann. Zudem sind die von Art. 49 LV gewährleisteten 

Rechtspositionen als subjektive Rechte ausgestaltet (vgl. Stamm, in: Brocker/Dro-

ege/Jutzi [Hrsg.], Verfassung für Rheinland-Pfalz, 2014, Art. 49 Rn. 4) und Grund-

rechtspositionen daher jedenfalls faktisch angenähert (vgl. zur Grundrechtsähnlich-

keit des kommunalen Selbstverwaltungsrechts auch Bay. VerfGH, Entscheidung 

vom 28. November 2007 – Vf. 15-VII-05 –, juris Rn. 216). Der verfassungsrechtliche 

Schutz der Finanzhoheit der Gemeinden und Gemeindeverbände ist damit in den 

Prozess der Entscheidungsfindung vorzuverlagern (vgl. auch StGH BW, Urteil vom 

10. Mai 1999 – 2/97 –, juris Rn. 97).  

b) Inhaltlich beziehen sich die Prozeduralisierungspflichten auf verschiedene Ver-

fahrensschritte bzw. -stadien. 

aa) Das Gebot eines aufgabenadäquaten Finanzausgleichs enthält neben der ma-

teriell-rechtlichen Gewährleistung einer aufgabenadäquaten kommunalen Finanz-

ausstattung auch verfahrensrechtliche Mindestanforderungen für die Finanzaus-

gleichsentscheidung, die zu einer Rationalisierung des staatlichen Entscheidungs-

prozesses und damit auch zu einer größeren Akzeptanz beitragen (VerfGH RP, Ur-

teil vom 14. Februar 2012 – VGH N 3/11 –, AS 41, 29 [41]; Schoch, ZG 2019, 114 

[132]). Der Gesetzgeber muss sich ein Bild von der Höhe der zur kommunalen Auf-

gabenerfüllung erforderlichen („aufgabenadäquaten“) Finanzmittel machen (vgl. 

VerfGH RP, Urteil vom 14. Februar 2012 – VGH N 3/11 –, AS 41, 29 [41]; vgl. auch 

StGH Hessen, Urteil vom 21. Mai 2013 – P.St. 2361 –, juris Rn. 116). 

Sollen den Gemeinden und Gemeindeverbänden grundsätzlich die Mittel zur Verfü-

gung stehen, die sie in die Lage versetzen, über ihre Pflichtaufgaben hinaus auch 

freiwillige Selbstverwaltungsaufgaben zu übernehmen, muss zunächst eine reali-

tätsnahe Ermittlung der Kosten sowohl der Pflichtaufgaben der Selbstverwaltung 

als auch der ihnen übertragenen staatlichen Aufgaben und eine Abschätzung der 

Einnahmequellen der Kommunen der Höhe nach erfolgen. Erst dann kann abgese-

hen werden, welche Summe erforderlich ist, um die Kommunen insgesamt in den 

Stand zu versetzen, ihre pflichtigen Aufgaben zu erfüllen und sich darüber hinaus 

noch freiwilligen Aufgaben zu widmen (vgl. StGH BW, Urteil vom 10. Mai 1999 

– 2/97 –, juris Rn. 98; Nds. StGH, Urteil vom 16. Mai 2001 – 6/99 u. a. –, juris 
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Rn. 129; Bay. VerfGH, Entscheidung vom 28. November 2007 – Vf. 15-VII-05 –, 

juris Rn. 217; Duve/Neumeister, DÖV 2016, 848 [853]).  

Bei einem derartigen, der eigentlichen legislatorischen Beschlussfassung voraus-

gehenden Verfahren hält sich zum einen der Gesetzgeber konkret und unmittelbar 

in Form eines nachvollziehbaren Zahlenwerks die finanziellen Auswirkungen und 

Folgen seiner Entscheidung für die kommunale Selbstverwaltung vor Augen, was 

die Gefahr einer verfassungswidrigen Unterschreitung der angemessenen Finanz-

ausstattung erheblich mindert. Zum anderen wird eine verfassungsgerichtliche Kon-

trolle insoweit ermöglicht, als überprüft werden kann, ob die vom Gesetzgeber bei 

seiner Entscheidung zugrunde gelegten Zahlen, Feststellungen, Bewertungen und 

Prognosen im Rahmen seines oben dargestellten (weiten) Ermessens- und Beur-

teilungsspielraums liegen. 

Wie erwähnt kommt dem Gesetzgeber bei der Ermittlung des Finanzbedarfs der 

Kommunen ein methodischer Gestaltungsspielraum zu. Allerdings hat er nach den 

vorstehenden Ausführungen und mit Blick auf den Wortlaut des Art. 49 Abs. 6 Satz 

1 LV eine aufgaben- und bedarfsorientierte Betrachtung vorzunehmen. Welchem 

konkreten (finanzwissenschaftlichen) Modell der Berechnung dabei der Vorzug zu 

geben ist, schreibt die Verfassung nicht vor. Auch ist der Verfassungsgerichtshof 

nicht zur Überprüfung berufen, ob die bestmögliche oder gerechteste Lösung ge-

wählt wurde (vgl. VerfGH RP, Urteile vom 14. Februar 2012 – VGH N 3/11 –, AS 

41, 29 [49]; vom 4. Mai 2016 – VGH N 22/15 –, AS 44, 423 [435]; BVerfG, Urteil 

vom 7. Oktober 2014 – 2 BvR 1641/11 –, BVerfGE 137, 108 [154 f. Rn. 108]). Der 

Gesetzgeber muss sich allerdings auf eine sachlich nachvollziehbare und vertret-

bare Einschätzung stützen (vgl. StGH Hessen, Urteil vom 16. Januar 2019 – P.St. 

2606 u.a. –, juris Rn. 142 m.w.N.). 

bb) Schließlich trifft den Gesetzgeber eine Beobachtungs- und Anpassungspflicht 

im Hinblick auf einmal getroffene finanzausgleichsrechtliche Entscheidungen. Die 

Einnahmen- und Ausgabensituation des Landes und der Kommunen ist fortwähren-

den Veränderungen unterworfen. Ohne eine Kontrolle und ggf. Korrektur des beste-

henden Finanzausgleichssystems könnten die Kommunen daher allein durch tat-

sächliche Entwicklungen in eine mit Art. 49 Abs. 6 Satz 1 LV nicht mehr vereinbare 

finanzielle Lage geraten (VerfGH RP, Urteil vom 14. Februar 2012 – VGH N 3/11 –, 
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AS 41, 29 [42]; vgl. ferner auch ThürVerfGH, Urteil vom 21. Juni 2005 – 28/03 –, 

juris Rn. 163; Nds. StGH, Urteil vom 7. März 2008 – 2/05 –, juris Rn. 76). 

Konkret erforderlich ist eine Überprüfung der Stimmigkeit des kommunalen Finan-

zierungssystems in angemessenen Abständen – nicht notwendig von Jahr zu Jahr 

(vgl. VerfG Brandenburg, Urteil vom 16. September 1999 – 28/98 –, juris Rn. 93) – 

und unter besonderer Berücksichtigung eventueller Veränderungen der Aufgaben-

wahrnehmung, der Aufgabenverteilung zwischen kommunaler Ebene und Landes-

ebene sowie der für die Aufgabenerfüllung anfallenden Kosten. Der Gesetzgeber 

darf sich vor diesem Hintergrund nicht darauf beschränken, einmal festgesetzte 

Werte, Größenordnungen und Prozentzahlen in den folgenden Finanzausgleichs-

gesetzen fortzuschreiben, ohne sich erneut ihrer sachlichen Eignung zu vergewis-

sern (VerfGH NRW, Urteile vom 1. Dezember 1998 – 5/97 –, juris Rn. 39; vom 

10. Mai 2016 – 19/13 –, juris Rn. 57; ThürVerfGH, Urteil vom 3. Mai 2005 – 28/03 –, 

juris Rn. 142, 163; Nds. StGH, Urteil vom 7. März 2008 – 2/05 –, juris Rn. 68; StGH 

Hessen, Urteil vom 21. Mai 2013 – P.St. 2361 –, juris Rn. 122; LVerfG Schleswig-

Holstein, Urteil vom 27. Januar 2017 – LVerfG 4/15 –, juris Rn. 124). 

cc) Die benannten Vorgaben insbesondere des Gebots eines aufgabengerechten 

Finanzausgleichs müssen nicht nur tatsächlich angewandt und beachtet worden 

sein. Der Gesetzgeber hat die wesentlichen Ergebnisse seiner (Bedarfs-)Ermittlun-

gen und seine hierauf fußenden Erwägungen durch Aufnahme in die Gesetzesma-

terialien (zum Beispiel in die Gesetzesbegründung oder die Ausschussprotokolle) 

auch transparent zu machen (vgl. LVerfG Schleswig-Holstein, Urteil vom 27. Januar 

2017 – LVerfG 4/15 –, juris Rn. 113; StGH Hessen, Urteil vom 16. Januar 2019 

– P.St. 2606 u.a. –, juris Rn. 269 f. m.w.N.). Nur so werden die Entscheidungen des 

Finanzausgleichsgesetzgebers für die Kommunen nachvollziehbar. Dies trägt zur 

Akzeptanz bei und vermittelt den Kommunen eine gewisse Rechts- und Planungs-

sicherheit. Außerdem wäre ohne eine Begründung – angesichts des Gestaltungs-

spielraums des Gesetzgebers – die verfassungsgerichtliche Überprüfung des kom-

munalen Finanzausgleichs deutlich erschwert (vgl. VerfGH RP, Urteil vom 14. Feb-

ruar 2012 – VGH N 3/11 –, AS 41, 29 [41 f.]; Bay. VerfGH, Entscheidung vom 

28. November 2007 – Vf. 15-VII-05 –, juris Rn. 216 ff.; vgl. allg. auch BVerfG, Be-

schluss vom 12. Mai 1992 – 2 BvR 470/90 u.a. –, BVerfGE 86, 90 [107 ff.]). 
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dd) Schutz durch Verfahren kann zum anderen durch Anhörungs- und Beteiligungs-

rechte der kommunalen Ebene gewährleistet werden. Eine Kombination aus Doku-

mentations- und Begründungspflichten sowie Teilhabe- bzw. Beteiligungsrechten 

kann zu einer Versachlichung und Rationalisierung des Entscheidungsprozesses 

beitragen (vgl. auch StGH BW, Urteil vom 10. Mai 1999 – 2/97 –, juris Rn. 100). 

II. 

Nach diesen Maßstäben verstoßen die vorgelegten Normen des LFAG gegen 

Art. 49 Abs. 6 in Verbindung mit Art. 49 Abs. 1 bis 3 LV. 

1. Das gegenwärtige System des kommunalen Finanzausgleichs in Rheinland-Pfalz 

entspricht nicht den Anforderungen des Art. 49 Abs. 6 LV. Es sichert den Gemein-

den und Gemeindeverbänden nicht „die zur Erfüllung ihrer eigenen und der über-

tragenen Aufgaben erforderlichen Mittel“ im Sinne des Art. 49 Abs. 6 Satz 1 LV. 

a) Die Ermittlung der Finanzausgleichsmasse wird in § 5 LFAG näher geregelt; zu-

sätzlich ist die Bestimmung des § 5a LFAG über den Stabilisierungsfonds (seit 2019 

Stabilisierungsrechnung) zu beachten. Danach speist sich der kommunale Finanz-

ausgleich im Wesentlichen aus zwei Teilverbundmassen, deren Umfang sich nach 

dem Ist-Aufkommen bestimmter, dem Land zustehender Steuerarten richtet: Die 

Teilverbundmasse 1 (§ 5 Abs. 1 Nr. 1 LAFG) umfasst einen Anteil der Einnahmen 

des Landes aus den Gemeinschaftsteuern (vgl. Art. 106 Abs. 7 Satz 1, Abs. 3 Satz 1 

GG). Dieser sog. obligatorische Steuerverbund besteht aus der Einkommensteuer, 

der Körperschaftsteuer sowie – nach in § 5 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. b LFAG näher 

bestimmten Abzügen – der Umsatzsteuer. Die Teilverbundmasse 2 (§ 5 Abs. 1 Nr. 2 

LFAG) beinhaltet einen Teil des Landesaufkommens an den in § 5 Abs. 1 Nr. 2 

Buchst. a bis g LFAG genannten Steuern und Zuweisungen (sog. fakultativer Steu-

erverbund). Der bis zum Haushaltsjahr 2013 geltende einheitliche Verbundsatz von 

21 v.H. wurde durch die Neuregelung des kommunalen Finanzausgleichs abge-

schafft. Seit dem 1. Januar 2014 beträgt der Verbundsatz im obligatorischen Steu-

erverbund (weiterhin) 21 v.H. und im fakultativen Steuerverbund 27 v.H. Aus der 

Verbundmasse ergibt sich – unter Berücksichtigung eventueller Anpassungen an-

hand der Abrechnungen aus den Vorjahren gemäß § 5 Abs. 3 Satz 2 LFAG und 

nach Hinzurechnung der Finanzausgleichsumlage (§ 23 LFAG) sowie bis Ende des 
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Jahres 2018 der Umlage zur Finanzierung des Fonds “Deutsche Einheit” (§ 24 

LFAG a.F.) – die Finanzausgleichsmasse, aus der sämtliche Zuweisungen des 

kommunalen Finanzausgleichs zu bestreiten sind. 

Die im Rahmen des kommunalen Finanzausgleichs zur Verfügung stehenden Mit-

tel, die einen beachtlichen Teil der kommunalen Gesamteinnahmen darstellen, ori-

entieren sich damit in Rheinland-Pfalz seit jeher an den (jährlich schwankenden) 

Steuererträgen des Landes. 

Der kommunale Finanzausgleich in Rheinland-Pfalz ist zwar seit dem Jahr 1951 

(Landesgesetz zur Regelung des Finanzausgleichs zwischen Land und Gemeinen 

vom 27. Februar 1951, GVBl. S. 39) häufig geändert und ergänzt worden, in seiner 

Grundstruktur betreffend die Ermittlung der zu verteilenden Finanzmittel ist er aller-

dings im Wesentlichen unverändert geblieben. Eine grundlegende Umgestaltung ist 

auch nicht nach dem Urteil des Verfassungsgerichtshofs vom 14. Februar 2012 

(VGH N 3/11) erfolgt, durch das die seinerzeitigen Regelungen zur Ermittlung sowie 

die entscheidenden Bestimmungen zur Verteilung der Finanzausgleichsmasse für 

unvereinbar mit Art. 49 Abs. 6 i. V. m. Art. 49 Abs. 1 bis 3 LV erklärt wurden. 

Durch die Reform des kommunalen Finanzausgleichs zum 1. Januar 2014 (Landes-

gesetz zur Reform des kommunalen Finanzausgleichs – LFAGReformG – vom 

8. Oktober 2013, GVBl. S. 349) ist es aufgrund verschiedener Maßnahmen zu ei-

nem Aufwuchs der Verstetigungssumme gegenüber dem Haushaltsjahr 2013 um 

rund 262 Mio. Euro auf rund 2.169 Mio. Euro gekommen (vgl. LT-Drucks. 16/2231, 

S. 2, 13), was rechnerisch einer Steigerung um mehr als 13 v.H. innerhalb eines 

Jahres entspricht. Im darauffolgenden Jahr wuchs die Verstetigungssumme noch-

mals um gut 157 Mio. Euro auf 2.326 Mio. Euro an (vgl. Nell/Beucher, in: PdK RP, 

Der kommunale Finanzausgleich in Rheinland-Pfalz, I. Abschnitt, Ziff. 2.2.2, S. 29 

[September 2019]). Zudem hat der Gesetzgeber – neben weiteren Modifikationen 

des Finanzausgleichs – den vormaligen Leistungsansatz für Soziallasten durch die 

neu eingeführten Schlüsselzuweisungen C (1 und 2) ersetzt, um einen finanzkraft-

unabhängigen (Teil-)Ausgleich der Belastungen der kommunalen Soziallastenträ-

ger zu etablieren. 

88 

89 

90 



- 37 - 

- 38 - 

Ein (vollständiger) aufgabenadäquater Finanzausgleich wird durch diese gesetzli-

chen Änderungen allerdings nicht gewährleistet, obgleich der Verfassungsgerichts-

hof bereits in seiner Entscheidung vom 14. Februar 2012 Ausführungen zu den ma-

teriell-rechtlichen wie verfahrensrechtlichen Voraussetzungen des von Art. 49 

Abs. 6 Satz 1 LV geforderten Lasten- und Finanzausgleichs gemacht hat: Ange-

messen ist die Finanzausstattung der rheinland-pfälzischen Kommunen danach 

grundsätzlich nur dann, wenn die kommunalen Finanzmittel ausreichen, um den 

Gemeinden und Gemeindeverbänden die Erfüllung aller zugewiesenen und im Rah-

men der kommunalen Selbstverwaltung auch die Wahrnehmung selbstgewählter 

Aufgaben zu ermöglichen. Anders gewendet ist die Finanzausstattungsgarantie in 

der Regel jedenfalls dann verletzt, wenn den Kommunen die zur Wahrnehmung ei-

nes Minimums freier Aufgaben zwingend erforderliche Mindestfinanzausstattung 

vorenthalten und so einer sinnvollen Betätigung der Selbstverwaltung die Grund-

lage entzogen wird (VerfGH RP, Urteil vom 14. Februar 2012 – VGH N 3/11 –, AS 

41, 29 [37 f.] m.w.N.).  

Die Verbindung von Finanzausstattungsgarantie und kommunaler Aufgabenwahr-

nehmung enthält dabei zwei für das System des rheinland-pfälzischen kommunalen 

Finanzausgleichs wesentliche Grundaussagen: Erstens kann eine (verfassungs-

rechtlich geforderte) angemessene Finanzausstattung nicht gewährleistet werden, 

ohne die konkreten Aufgaben und den damit einhergehenden Finanzbedarf in den 

Blick zu nehmen. Das Gebot eines aufgabenadäquaten Finanzausgleichs modifi-

ziert das bisherige, von konkreten Bedarfen der Gemeinden und Gemeindever-

bände losgelöste Modell zur Ermittlung der Finanzausgleichsmasse. Die Prämisse 

der Aufgabenbezogenheit enthält allerdings keine Aussage zur Höhe der Finanz-

ausgleichsmasse, sondern bezieht sich allein auf den Weg ihrer Ermittlung. Eine 

aufgabenadäquate Finanzausstattung kann daher zu einem im Vergleich zu der für 

die Jahre 2014 und 2015 ermittelten Finanzausgleichsmasse höheren, aber auch 

zu einem geringeren Betrag führen (vgl. StGH Hessen, Urteil vom 21. Mai 2013 

– P.St. 2361 –, juris Rn. 166). Zweitens macht die Bezugnahme auf zugewiesene 

(übertragene) und selbstgewählte (freie) Aufgaben eine Differenzierung innerhalb 

der Finanzausstattungsgarantie erforderlich. Soll eine angemessene Finanzaus-

stattung den Kommunen die Wahrnehmung jedenfalls eines Minimums an freien 

Aufgaben ermöglichen, muss sie so bemessen sein, dass die (notwendige und vor-

rangige, vgl. dazu ThürVerfGH, Urteil vom 3. Mai 2005 – 28/03 –, juris Rn. 129) 
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Erfüllung der (durch Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes, vgl. § 2 Abs. 1, Abs. 2 

GemO) übertragenen Pflichtaufgaben bzw. Auftragsangelegenheiten ermöglicht 

wird. In tatsächlicher Hinsicht war bei einer Gesamtbetrachtung der Finanzierungs-

defizite sämtlicher kommunaler Ebenen im Jahr 2014 und Teilen hiervon im Jahr 

2015, wie sie das Statistische Landesamt in seiner Stellungnahme vom 28. Novem-

ber 2019 und der Rechnungshof in seiner Stellungnahme vom 10. Dezember 2019 

dargelegt haben, eine solche Aufgabenerfüllung nicht sicher gewährleistet. 

Die Mindestfinanzausstattungsgarantie steht unter dem Vorbehalt der finanziellen 

Leistungsfähigkeit des Landes; der Leistungsfähigkeitsvorbehalt ist mit Blick auf 

Art. 49 Abs. 6 LV dabei aber in einem engen Sinne zu verstehen. Einerseits ist zu 

berücksichtigen, dass unbedingte Leistungsgarantien in Konflikt treten können zu 

der Berechtigung des (demokratisch legitimierten) Haushaltsgesetzgebers, über die 

Verteilung der begrenzten finanziellen Ressourcen durch politische Gestaltung zu 

entscheiden. Zudem besteht bei der Anerkennung einer vorbehaltlosen Leistungs-

garantie unter Ausblendung der tatsächlichen finanziellen Gegebenheiten die Ge-

fahr, dass vom Land in fiskalischer Hinsicht etwas faktisch Unmögliches verlangt 

würde. Auf der anderen Seite entwertete ein allgemeiner Finanzierbarkeitsvorbehalt 

einen Anspruch der Kommunen auf finanzielle Mindestausstattung nahezu vollstän-

dig (vgl. auch Petit, Der kommunale Mindestausstattungsanspruch im Verfassungs-

recht von Bund und Ländern, 2020, S. 83 f.; Volkmann, DÖV 2001, 497 [503]). Ent-

schiede der Haushaltsgesetzgeber im Rahmen seiner politischen Gestaltungsmög-

lichkeiten mit Verweis auf für wünschenswert erachtete Aufgaben autonom und al-

lein nach politischen Kriterien, welchen Ausgaben der Vorzug einzuräumen ist, liefe 

ein Anspruch auf finanzielle Mindestausstattung weitgehend leer (vgl. im Ergebnis 

auch BVerwG, Urteil vom 31. Januar 2013 – 8 C 1.12 –, BVerwGE 145, 378 [385 

Rn. 22], zu Art. 28 Abs. 2 GG). Ein so verstandener Leistungsfähigkeitsvorbehalt 

ließe sich zudem begrifflich kaum fassen (vgl. Volkmann, DÖV 2001, 497 [502]). 

Vor diesem Hintergrund kommt eine Unterschreitung der grundsätzlich zu gewäh-

renden Mindestfinanzausstattung nur in eng begrenzten Ausnahmesituationen in 

Betracht, in denen die Finanzlage des Landes erheblich beeinträchtigt ist (offen ge-

lassen für den Fall eines Haushaltsnotstandes des Landes von BVerwG, Urteil vom 
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31. Januar 2013, a.a.O.). Namentlich wird dies dann anzunehmen sein, wenn zu-

gleich die Voraussetzungen des Art. 117 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 Buchst. a LV für eine 

Kreditaufnahme des Landes vorliegen. 

Während die Erfüllung der übertragenen Aufgaben durch die Kommunen danach im 

Grundsatz finanziell sichergestellt sein muss, sind dem Gesetzgeber hinsichtlich der 

Finanzierung der freien Selbstverwaltungsangelegenheiten weite Gestaltungsspiel-

räume eröffnet (vgl. allg. zum weiten Gestaltungsspielraum des Staates bei der Ver-

teilung von Leistungen auch Volkmann, DÖV 2001, 497 [499]). Dies betrifft zum 

einen die Frage, was unter einem Minimum bzw. Mindestmaß an freiwilligen Selbst-

verwaltungsangelegenheiten zu verstehen ist, deren Wahrnehmung den Kommu-

nen durch entsprechende Finanzmittel aus dem kommunalen Finanzausgleich zu 

ermöglichen ist. Zum anderen hat der Gesetzgeber nach seinem Ermessen zu ent-

scheiden, ob und wenn ja, auf welche Weise den Kommunen weitere Finanzmittel 

für die Wahrnehmung freier Selbstverwaltungsangelegenheiten jenseits des Min-

destbestandes zu gewähren sind. 

b) Die vorstehenden Ausführungen zum Mindestausstattungsanspruch beziehen 

sich auf die Gemeindeebene und damit unmittelbar auf die Verfahren, in denen die 

Stadt Pirmasens Beteiligte der Ausgangsverfahren ist (VGH N 12/19 und VGH N 

13/19). Für das Verfahren VGH N 14/19 (Landkreis Kaiserslautern als Beteiligter 

des Ausgangsverfahrens) gelten die vorstehenden Erwägungen entsprechend. 

Auch wenn den Landkreisen im Unterschied zu den Gemeinden keine Allzuständig-

keit zukommt (vgl. Stamm, in: Brocker/Droege/Jutzi [Hrsg.], Verfassung für Rhein-

land-Pfalz, 2014, Art. 49 Rn. 18 m.w.N.), muss ihnen nach Art. 49 Abs. 2 und 3 LV 

vom Gesetzgeber jedenfalls ein Mindestbestand an Aufgaben des eigenen Wir-

kungskreises zugewiesen werden, um Selbstverwaltung in einem substantiellen 

Sinne zu ermöglichen (Schröder, in: Grimm/Caesar [Hrsg.], Verfassung für Rhein-

land-Pfalz, 2001, Art. 49 Rn. 13; vgl. auch BVerfG, Urteil vom 20. Dezember 2007 

– 2 BvR 2433/04 u.a. –, BVerfGE 119, 331 [352 f.]). Dieser Mindestbestand an Auf-

gaben zeitigt in finanzieller Hinsicht einen entsprechenden Mindestausstattungsan-

spruch, dem der Gesetzgeber im Rahmen des kommunalen Finanzausgleichs 

Rechnung zu tragen hat (Petit, Der kommunale Mindestausstattungsanspruch im 

Verfassungsrecht von Bund und Ländern, 2020, S. 102). 
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2. Die vorgelegten Bestimmungen zur Ermittlung der Finanzausgleichsmasse las-

sen kein System der Aufgaben- bzw. Bedarfsorientierung erkennen. Sie bieten da-

her keine Gewähr für einen aufgabengerechten Finanzausgleich. 

a) Der Verfassungsgerichtshof hat sich in seinem Urteil vom 14. Februar 2012 nicht 

auf (materiell-rechtliche) Aussagen zum Inhalt einer angemessenen Finanzausstat-

tung beschränkt, sondern auch Vorgaben zur Absicherung der Finanzausstattungs-

garantie durch Organisation und Verfahren gemacht. Diese verfahrensrechtlichen 

Mindestanforderungen folgen wie erwähnt aus dem Schutzzweck des Art. 49 Abs. 6 

Satz 1 LV sowie aus der Struktur der gesetzgeberischen Entscheidung über den 

Finanzausgleich (VerfGH RP, Urteil vom 14. Februar 2012 – VGH N 3/11 –, AS 41, 

29 [41]; vgl. auch VerfGH RP, Urteil vom 4. Mai 2016 – VGH N 22/15 –, AS 44, 423 

[445]). Der Gesetzgeber hat sich ein Bild von der Höhe der erforderlichen Finanz-

mittel zu machen, wobei konkret eine Betrachtung der Aufgaben- und Ausgaben-

lasten sowie der Einnahmensituation gefordert ist (VerfGH RP, Urteil vom 14. Feb-

ruar 2012, a.a.O.).  

Ein Modell, das mit Hilfe eines bedarfsorientierten Ermittlungsverfahrens einen auf-

gabengerechten Finanzausgleich gewährleistet (vgl. hierzu VerfGH RP, Urteil vom 

14. Februar 2012 – VGH N 3/11 –, AS 41, 29 [41]), sehen demgegenüber weder die 

konkret zur Überprüfung gestellten Vorschriften der §§ 5 bis 18 LFAG noch die üb-

rigen Bestimmungen des Landesfinanzausgleichsgesetzes vor. Allein die Fort-

schreibung eines zwar historisch gewachsenen, aber auf keiner Analyse des kom-

munalen Finanzbedarfs beruhenden Zustandes entspricht nicht dem Gebot eines 

aufgabengerechten Finanzausgleichs (vgl. auch StGH Hessen, Urteil vom 21. Mai 

2013 – P.St. 2361 –, juris Rn. 141). Ein solches Vorgehen birgt im Gegenteil die 

Gefahr, eventuell bestehende Ungleichgewichte fortzuschreiben und zu verstetigen. 

Auch im Gesetzgebungsverfahren ist es nicht zu einer Ermittlung des durch die kon-

krete Aufgabenbelastung einerseits und die Finanzkraft andererseits determinierten 

Bedarfs der Kommunen gekommen. Die Regierungsbegründung enthält in ihrem 

allgemeinen Teil (LT-Drucks. 16/2231, S. 12 ff.) eine Beschreibung der wesentli-

chen Änderungen sowie der konkreten finanziellen Auswirkungen des Gesetzes zur 

Reform des kommunalen Finanzausgleichs. Hieran schließen sich eine Probebe-

rechnung zu den horizontalen Auswirkungen der Reform sowie eine Darstellung des 
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Ergebnisses der Beteiligung der kommunalen Spitzenverbände an. Etwas anderes 

folgt auch nicht aus dem im September 2012 im Auftrag des Ministeriums des In-

nern, für Sport und Infrastruktur erstellten Gutachten des ifo Instituts München (Fi-

nanzwissenschaftliche Begutachtung des kommunalen Finanzausgleichs in Rhein-

land-Pfalz, September 2012), das als Parlamentsdokument (LT-Vorlage 16/1777) 

Eingang in das Gesetzgebungsverfahren gefunden hat. Soweit sich das Gutachten 

im Rahmen des vertikalen Finanzausgleichs mit der finanziellen Situation von Land 

und Kommunen befasst (S. 43 ff. des Gutachtens), ist hiervon im Kern der statisti-

sche Vergleich der Landes- und Kommunalfinanzen erfasst. In einem ersten Ab-

schnitt (S. 47 ff.) wird die Entwicklung bedeutender Einnahme- und Ausgabeposten 

des Landes und der Kommunen anhand der Rechnungsstatistik illustriert. Auf der 

Einnahmenseite werden zunächst – jeweils für den Zeitraum von 1974 bis 2009 und 

im Ländervergleich – die bereinigten Einnahmen pro Einwohner, die Veränderung 

der bereinigten Einnahmen, die Steuereinnahmen und ihre (inflationsbereinigte) 

Veränderung dargestellt. Es schließen sich Ausführungen zur Hebesatzentwick-

lung, zu Zuweisungen und Umlagen sowie zu weiteren Einnahmenarten an (S. 52 

ff.). Auf der Ausgabenseite werden die Entwicklung der bereinigten Ausgaben sowie 

die Aufteilung des Landeshaushalts und der Kommunalhaushalte für das Jahr 2009 

dargestellt (S. 57 ff.), bevor die Entwicklung der Sozial- und Personalausgaben be-

leuchtet wird (S. 60 ff.). Sodann folgen Ausführungen zum laufenden Sachaufwand, 

zu Investitionen, zu Zinsausgaben sowie zu Finanzierungssalden und Schulden bei-

der Ebenen (S. 66 ff.). Abschließend wird die Entwicklung der Sozialausgaben von 

Land und Kommunen untersucht und durch Reformvorschläge ergänzt (S. 72 ff.). 

Das Gutachten geht damit im Wesentlichen der Frage nach der Einnahmen- und 

Ausgabenentwicklung bei Land und Kommunen nach und stellt hierzu verglei-

chende Erwägungen an. Es enthält indes weder eine nach Aufgabenbereichen ge-

trennte Bedarfs- bzw. Kostenermittlung, noch wird systematisch zwischen Pflicht-

aufgaben und freiwilligen Selbstverwaltungsangelegenheiten unterschieden. 

b) Bei der konkreten Ausgestaltung des Systems zur Bestimmung der Finanzaus-

gleichsmasse kommt dem Gesetzgeber ein weiter Gestaltungsspielraum zu, der 

verfassungsrechtlich durch die Finanzausstattungsgarantie eingehegt wird. Zwin-

gend zu beachten ist das aus Art. 49 Abs. 6 Satz 1 LV abgeleitete Gebot eines 

aufgabengerechten Finanzausgleichs, wonach die Aufgaben der Kommunen die 

zentrale Bezugsgröße für den Umfang einer angemessenen (aufgabenadäquaten) 
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Finanzausstattung bilden (vgl. auch StGH Hessen, Urteil vom 21. Mai 2013 – P.St. 

2361 –, juris Rn. 112 ff.). Daher hat der Gesetzgeber die Höhe der zur kommunalen 

Aufgabenerfüllung erforderlichen Finanzmittel zu ermitteln und seiner Entscheidung 

zugrunde zu legen. Das vom Gesetzgeber hierfür herangezogene Modell ist gericht-

lich nur eingeschränkt nachprüfbar. Der Verfassungsgerichtshof hat lediglich zu prü-

fen, ob die für das konkret gewählte Verfahren erforderlichen Tatsachen vollständig 

und zutreffend ermittelt wurden und sich der Gesetzgeber bei dem Berechnungs-

vorgang innerhalb des Verfahrens und seiner Strukturprinzipien bewegt (Petit, Der 

kommunale Mindestausstattungsanspruch im Verfassungsrecht von Bund und Län-

dern, 2020, S. 65). 

aa) Mit Blick auf das kommunale Aufgabenerfindungsrecht und wegen der unter-

schiedlichen Folgen für die Finanzausstattungsgarantie ist bei der Aufgabenerhe-

bung zwischen kommunalen Pflichtaufgaben und freiwilligen Selbstverwaltungsauf-

gaben zu differenzieren (vgl. StGH Hessen, Urteil vom 21. Mai 2013 – P.St. 2361 –, 

juris Rn. 122 ff.; ferner auch Duve/Neumeister, DÖV 2016, 848 [851 ff.]). Zur Sicher-

stellung der finanziellen Mindestausstattung im Bereich der pflichtigen Aufgabener-

füllung bietet sich die Erstellung eines Katalogs kommunaler Pflichtaufgaben an, 

der auch den Unterschieden und Besonderheiten hinsichtlich der einzelnen Ge-

bietskörperschaftsgruppen angemessen Rechnung trägt. 

bb) Verfassungsrechtlich unbedenklich ist es, wenn der Gesetzgeber im Rahmen 

der Neukonzeption die auch bei den Kommunen bestehenden Einflussmöglichkei-

ten berücksichtigt und von ihnen eine größtmögliche Kraftanspannung fordert (vgl. 

hierzu bereits VerfGH RP, Urteil vom 14. Februar 2012 – VGH N 3/11 –, AS 41, 29 

[58]). Art. 49 Abs. 6 Satz 1 LV, der seine Gewährleistungen auf die zur Aufgaben-

erfüllung „erforderlichen Mittel“ beschränkt, steht daher einer gesetzlichen Rege-

lung nicht entgegen, die auf Seiten der Kommunen von einer umfassenden Nutzung 

von Einsparpotenzialen ausgeht und dies der Berechnung der Finanzausgleichs-

masse zugrunde legt. Bei der Ermittlung des Finanzbedarfs hat sich im Falle einer 

aufgabenbezogenen Finanzausgleichsmasse eine pauschalierende Vorgehens-

weise zur Prüfung der Angemessenheit von Kosten bzw. Defiziten bewährt. Danach 

werden für einzelne Aufgabenbereiche – unter Berücksichtigung der Vergleichbar-

keit der jeweiligen kommunalen Gruppen – Durchschnittswerte ermittelt. Als Maß-
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stab können die wirtschaftlich arbeitenden Gemeinden und Gemeindeverbände her-

angezogen werden und dürfen Aufwendungen, die das Gebot wirtschaftlicher und 

sparsamer Haushaltsführung nicht beachten, unberücksichtigt bleiben (vgl. StGH 

Hessen, Urteil vom 21. Mai 2013 – P.St. 2361 –, juris Rn. 159 ff.). 

cc) Auf welche Weise der Gesetzgeber darüber hinaus die Wahrnehmung eines 

„Minimums freier Aufgaben“ (VerfGH RP, Urteil vom 14. Februar 2012 – VGH N 

3/11 –, AS 41, 29 [38]) sicherstellt, ist ebenfalls von seinem Einschätzungs- und 

Gestaltungsspielraum umfasst. Durch die von ihm gewählte Konzeption muss aller-

dings wirksam verhindert werden, dass infolge unzureichender Finanzausstattung 

überhaupt keine freiwilligen Selbstverwaltungsaufgaben mehr wahrgenommen wer-

den können. Denkbar wäre etwa, eine feste Quote für freie Selbstverwaltungsange-

legenheiten vorzusehen und die sich hieraus ergebenden Mittel anhand bestimmter 

Kriterien unter den Gruppen kommunaler Gebietskörperschaften aufzuteilen (dazu 

Dombert, DVBl. 2006, 1136 [1140], auch zu den Schwächen eines Quotenmodells; 

vgl. auch Schoch, ZG 2019, 114 [126], zu § 7 Abs. 4 FAG Hessen). 

dd) Ein funktionierender Finanz- und Lastenausgleich fordert ein entschlossenes 

Zusammenwirken aller Ebenen. Daher ist die für die Aufgabenerfüllung adäquate 

Finanzausstattung über den kommunalen Finanzausgleich lediglich insoweit zu de-

cken, als keine eigenen kommunalen Mittel vorhanden sind. Der Gesetzgeber darf 

bei seinen Berechnungen und Annahmen neben den tatsächlichen Einnahmen 

auch die Einnahmemöglichkeiten berücksichtigen, da die Kommunen eigene Ein-

nahmequellen auszuschöpfen haben (vgl. VerfGH RP, Urteil vom 14. Februar 2012 

– VGH N 3/11 –, AS 41, 29 [58]). 

Was die Verpflichtung der Kommunen zur entsprechenden Mitwirkung bei der Be-

wältigung der kommunalen Finanzkrise anbelangt, so beschränkt sich die Rolle des 

Landes als Ausfluss seiner Verpflichtung aus Art. 49 Abs. 6 Satz 1 LV nicht auf 

bloße Ratschläge, Hinweise oder Aufforderungen. Als Ausdruck und Folge der Er-

mittlungs- und Beobachtungspflicht des Gesetzgebers bzw. der Landesregierung 

liegt es in der maßgeblichen Verantwortung des Landes, die Informationsquellen 

auszuwerten und daraus etwaige Korrekturpflichten im Bereich der Finanzierung 

– etwa im Bereich der Realsteuerhebesätze – bzw. auf der Ausgabenseite bei der 

Aufgabenwahrnehmung abzuleiten und notfalls durchzusetzen (vgl. Kluth, LKV 
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2020, 97 [100]; Schoch, ZG 2019, 114 [135]). Hierauf hatte der Verfassungsge-

richtshof auch bereits in seiner Entscheidung vom 14. Februar 2012 ausdrücklich 

hingewiesen (– VGH N 3/11 –, AS 41, 29 [59]). Namentlich die Unterbindung einer 

rechtswidrigen Haushaltsführung ist ein nach der Landesverfassung auch vor dem 

Hintergrund der Garantie der kommunalen Selbstverwaltung aus Art. 49 Abs. 3 LV 

nicht nur zulässiges, sondern auch gebotenes Ziel der staatlichen Kommunalauf-

sicht (vgl. BVerwG, Urteil vom 27. Oktober 2010 – 8 C 43.09 –, juris Rn. 30, insoweit 

nicht abgedruckt in BVerwGE 138, 89). 

ee) Jenseits der aufgabengerechten Mindestausstattung ist es dem Gesetzgeber 

unbenommen, den kommunalen Finanzausgleich stärker an der finanziellen Leis-

tungsfähigkeit des Landes auszurichten (vgl. Boettcher, DÖV 2013, 460 [462]; 

Lange, DVBl. 2015, 457 [460 ff.]). Verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden wäre 

etwa eine dynamische Komponente, die – an das Gebot der Verteilungssymmetrie 

anknüpfend – weitere Leistungen in Relation zu der konkreten Einnahmensituation 

des Landes setzte (vgl. dazu etwa ThürVerfGH, Urteil vom 21. Juni 2005 – 28/03 –, 

juris Rn. 142; StGH Hessen, Urteil vom 21. Mai 2013 – P.St. 2361 –, juris Rn. 98; 

Schmitt, DÖV 2013, 452 [457]; Schoch, ZG 2019, 114 [122]). Mit Blick auf die Me-

thodenfreiheit des Gesetzgebers ist eine solche Ausgestaltung verfassungsrechtlich 

aber nicht zwingend. 

ff) Der Gesetzgeber kann seiner Verpflichtung zu einem aufgabengerechten und 

bedarfsorientierten Finanzausgleich nur nachkommen, wenn er bei dessen Ausge-

staltung die Höhe der zur kommunalen Aufgabenerfüllung erforderlichen Finanzmit-

tel kennt bzw. nachvollziehbar einschätzt (vgl. Nds. StGH, Urteil vom 16. Mai 2001 

– 6/99 u. a. –, juris Rn. 129; StGH Hessen, Urteil vom 21. Mai 2013 – P.St. 2361 –, 

juris Rn. 116). Im Hinblick auf die der Mindestfinanzausstattungsgarantie unterfal-

lenden (eigenen und übertragenen) Pflichtaufgaben hat der Gesetzgeber den Fi-

nanzbedarf der Kommunen realitätsgerecht zu ermitteln, wobei er pauschalieren 

und typisieren darf (vgl. Schmitt, DÖV 2013, 452 [459]). Eine individuelle Betrach-

tung jeder einzelnen Kommune ist dabei nicht gefordert (vgl. zu auf das gesamte 

Landesgebiet bezogenen Organisationsregelungen des Gesetzgebers auch 

VerfGH RP, Urteil vom 8. Juni 2015 – VGH N 18/14 –, AS 43, 307 [326]). Sie wäre 

nicht nur mit einem unverhältnismäßigen Aufwand verbunden. Eine Angemessen-

107 

108 



- 45 - 

- 46 - 

heitsprüfung jeder Aufgabe einer einzelnen Gebietskörperschaft stünde auch in ei-

nem Spannungsverhältnis zu der kommunalen Selbstverwaltungsgarantie (vgl. 

Nds. StGH, Urteil vom 16. Mai 2001 – 6/99 u. a. –, juris Rn. 129; Duve/Neumeister, 

DÖV 2016, 848 [853]). 

Art. 49 Abs. 6 LV enthält Vorgaben weder für eine bestimmte Methode der Bedarfs-

ermittlung noch hinsichtlich der heranzuziehenden Datengrundlagen. In Literatur 

und Rechtsprechung sind verschiedene Verfahren erörtert worden, die sich hin-

sichtlich ihrer Detailgenauigkeit erheblich voneinander unterscheiden. Denkbar 

wäre etwa, die konkreten Ausgaben für die verschiedenen Aufgabengruppen an-

hand von Finanzstatistiken zu ermitteln. Neben den für einen solchen Ansatz spre-

chenden praktischen Erwägungen (etwa eine verhältnismäßig schnelle und kosten-

günstige Umsetzung) wird der Gesetzgeber in seine Entscheidung aber auch die 

hiermit einhergehenden Risiken einzustellen haben, insbesondere die dadurch be-

gründete Gefahr, das tatsächliche kommunale Ausgabeverhalten mit dem erforder-

lichen Mindestfinanzbedarf gleichzusetzen. Bei der Heranziehung von ausgaben-

bezogenen Statistiken ist daher erstens zu vermeiden, dass chronische Unterfinan-

zierungen bestimmter Aufgabenbereiche aus dem Blick geraten. Zweitens ist – sinn-

vollerweise unter Einbindung des Landesrechnungshofes – möglichst auszuschlie-

ßen, dass Mehrausgaben faktisch als Bedarf anerkannt werden, obwohl die ent-

sprechenden Ausgaben Resultate unwirtschaftlicher Haushaltsführung und nicht 

tatsächlicher Bedarfe sind. Drittens müssen Situationen identifiziert und reflektiert 

werden, in denen bestimmte Kosten aus dem Umstand resultieren, dass Aufga-

ben auf einem überdurchschnittlich hohen qualitativen Niveau erfüllt werden. Je 

mehr sich der Gesetzgeber in der Wahl seiner Methodik auf abstrakte Kennzahlen 

und Statistiken, welche auf dem reinen Ausgabeverhalten beruhen, stützen will, 

desto intensiver muss er sich jeweils die hiermit verbundenen Nachteile und Risiken 

des gewählten Ansatzes verdeutlichen und erkennbare Schritte unternehmen 

– etwa Korrektive vorsehen –, um diese auf ein vertretbares Maß abzumildern (zum 

Ganzen LVerfG Schleswig-Holstein, Urteil vom 27. Januar 2017 – LVerfG 4/15 –, 

juris Rn. 103 ff.; vgl. auch StGH Hessen, Urteil vom 16. Januar 2019 – P.St. 2606 

u.a. –, juris Rn. 286 ff.). 

c) Zur Absicherung einer aufgabenadäquaten Finanzausstattung sind neben den 

Vorgaben zur Gestaltung des Bedarfsermittlungsverfahrens weitere prozedurale 
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Mindestanforderungen zu beachten. So hat der Gesetzgeber Transparenz auch 

dadurch herzustellen, dass das Verfahren zur Ermittlung des Finanzbedarfs nach 

außen in Erscheinung tritt und von den Gerichten auf die Einhaltung der (verfas-

sungs-)rechtlichen Vorgaben überprüft werden kann. Die gesetzgeberischen Ver-

fahrensschritte zur Ermittlung des kommunalen Finanzbedarfs müssen daher nicht 

nur tatsächlich stattgefunden, sondern auch ihren Niederschlag in den Gesetzes-

materialien gefunden haben (VerfGH RP, Urteil vom 14. Februar 2012 – VGH N 

3/11 –, AS 41, 29 [41]). In der spezifischen Situation des kommunalen Finanzaus-

gleichs schuldet der Gesetzgeber mehr als nur das Gesetz. Die Dokumentations-

pflichten (bereits) hinsichtlich des Verfahrens sind Konsequenz des prozeduralen 

Schutzkonzepts, nach dem eine bloße Begründbarkeit oder nachträgliche Begrün-

dung von Entscheidungen nicht genügt (vgl. BVerfG, Urteil vom 5. Mai 2015 – 2 BvL 

17/09 u.a. –, BVerfGE 139, 64 [126 f. Rn. 129 f.]; Beschluss vom 17. November 

2015 – 2 BvL 19/09 u.a. –, BVerfGE 140, 240 [296 Rn. 113]). Ein „Nachschieben 

von Gründen“ nach Abschluss des Gesetzgebungsverfahrens – etwa in der münd-

lichen Verhandlung vor dem Verfassungsgerichtshof – ist nicht zulässig (VerfGH 

RP, Urteil vom 8. Juni 2015 – VGH N 18/14 –, AS 43, 307 [343]; StGH Hessen, 

Urteil vom 21. Mai 2013 – P.St. 2361 –, juris Rn. 132]). 

Die Frage nach der konkreten Umsetzung der Dokumentationspflicht wird von der 

Landesverfassung nicht beantwortet. Es unterfällt damit dem Beurteilungsspielraum 

des Gesetzgebers, ob die Erläuterungen zu Voraussetzungen, Annahmen und Ab-

läufen des Bedarfsermittlungsverfahrens unmittelbar in der Gesetzesbegründung 

dargestellt werden (so etwa für Hessen LT-Drucks. 19/1853, S. 26 ff.) oder ob die 

Gesetzesbegründung andere Parlamentsdokumente als Erkenntnisquelle ausweist, 

die ihrerseits die zum Nachvollziehen der Berechnung erforderlichen Angaben ent-

halten (vgl. auch StGH Hessen, Urteil vom 16. Januar 2019 – P.St. 2606 u.a. –, juris 

Rn. 269 f.).  

Prozeduralisierungsanforderungen bestehen nicht nur im Vorfeld der gesetzgeberi-

schen Entscheidung, sondern auch im Anschluss hieran. Der Gesetzgeber muss 

daher den Finanzbedarf der Kommunen nicht nur realitätsgerecht ermitteln und 

diese Ermittlung dokumentieren. Er unterliegt im Hinblick auf einmal getroffene Ent-

scheidungen auch einer Beobachtungs- und gegebenenfalls Nachbesserungs-
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pflicht, in deren Rahmen er die maßgeblichen Parameter des neuen Ausgleichssys-

tems auf ihre Sachgerechtigkeit zu überprüfen und unter Umständen anzupassen 

hat (vgl. StGH Hessen, Urteil vom 21. Mai 2013 – P.St. 2361 –, juris Rn. 122 f.; 

ferner ThürVerfGH, Urteile vom 21. Juni 2005 – 28/03 –, juris Rn. 163; und vom 

2. November 2011 – 13/10 –, juris Rn. 83). Nicht ausreichend ist demgegenüber 

eine dauerhafte Fortschreibung der erstmalig erhobenen Daten zum kommunalen 

Finanzbedarf; die Ermittlung des kommunalen Finanzbedarfs ist kein einmaliger Akt 

(Schoch, ZG 2019, 114 [135]). In welchen Abständen eine solche Überprüfung zu 

erfolgen hat, lässt sich der Verfassung nicht entnehmen. Denkbar wäre eine An-

knüpfung an die vom Gesetzgeber in Art. 2 LFAGReformG vorgesehene Dreijah-

resfrist (vgl. auch VerfGH RP, Beschluss vom 30. Oktober 2015 – VGH N 29/14 

u.a. –, AS 44, 176 [194]), sofern sich nicht bereits zuvor ein konkreter Anlass ergibt.  

d) Die Schaffung von Anhörungs- und Beteiligungsrechten sowie die Bildung fach-

kundiger Gremien kann eine weitere – flankierende (ergänzende) – Maßnahme zur 

rechtswahrenden Verfahrensgestaltung im kommunalen Finanzausgleich darstellen 

(StGH BW, Urteil vom 10. Mai 1999 – 2/97 –, juris Rn. 98 ff.; vgl. auch Wohltmann, 

ZG 2011, 377 [382 ff.]; allg. zu Anhörungsrechten als prozeduralen Absicherungen 

der Selbstverwaltungsgarantie VerfGH RP, Urteil vom 8. Juni 2015 – VGH N 

18/14 –, juris Rn. 71). Daneben kommt auch eine Kombination verschiedener pro-

zeduraler Elemente in Betracht. So ist im Freistaat Bayern in Reaktion auf eine Ent-

scheidung des dortigen Verfassungsgerichtshofs (Entscheidung vom 28. November 

2007 – Vf. 15-VII-05 –) mit Art. 23 des Bayerischen Finanzausgleichsgesetzes 

– BayFAG – eine Regelung geschaffen worden, die Erörterungsrechte der kommu-

nalen Spitzenverbände mit Ermittlungs-, Bewertungs- und Abwägungspflichten des 

Landes verbindet. 

Bei der konkreten Ausgestaltung dieser weiteren Verfahrensrechte verbleibt dem 

Gesetzgeber ein weiter Gestaltungsspielraum. In Rheinland-Pfalz ist mit dem Lan-

desgesetz über den Kommunalen Rat – KomRatG – vom 22. Dezember 1995 

(GVBl. S. 521) ein Gremium implementiert worden, das die Landesregierung in allen 

Angelegenheiten berät, die für die Gemeinden und Gemeindeverbände von Bedeu-

tung sind (§ 1 Abs. 1 Satz 2 KomRatG). In diesen Angelegenheiten kann der Kom-

munale Rat zudem jederzeit Empfehlungen an den Landtag und die Landesregie-

rung richten (§ 1 Abs. 1 Satz 3 KomRatG).  
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Darüber hinaus sieht die Gemeindeordnung – GemO – in der Fassung vom 31. Ja-

nuar 1994 (GVBl. S. 153) Beteiligungsrechte der kommunalen Spitzenverbände vor. 

So haben nach § 129 GemO die Landesregierung und die obersten Landesbehör-

den Entwürfe von Rechtsvorschriften, die die Belange der gemeindlichen Selbstver-

waltung berühren, sowie Entwürfe von allgemeinen Verwaltungsvorschriften, die 

wichtige Belange der gemeindlichen Selbstverwaltung unmittelbar berühren, mit 

den Landesverbänden der Gemeinden und Städte (Gemeinde- und Städtebund, 

Städtetag) in geeigneter Form rechtzeitig zu erörtern. Diese Beteiligungsvorschrif-

ten hat der Gesetzgeber auch bei der Reform des kommunalen Finanzausgleichs 

zum 1. Januar 2014 beachtet (vgl. dazu LT-Drucks. 16/2231, S. 17). 

e) Aufgrund des vollständigen Fehlens eines Bedarfsermittlungsverfahrens war den 

Gemeinden und Gemeindeverbänden durch den kommunalen Finanzausgleich der 

Jahre 2014 bzw. 2015 eine aufgabenadäquate Finanzausstattung nicht gewährleis-

tet. Der Verfahrensfehler führt daher zur Verfassungswidrigkeit der Vorschriften 

über den vertikalen Finanzausgleich (vgl. entspr. Bay. VerfGH, Entscheidung vom 

28. November 2007 – Vf. 15-VII-05 –, juris Rn. 224; im Ergebnis ähnlich StGH BW, 

Urteil vom 10. Mai 1999 – 2/97 –, juris Rn. 101; StGH Hessen, Urteil vom 21. Mai 

2013 – P.St. 2361 –, juris Rn. 180 f.; noch offen gelassen in VerfGH RP, Urteil vom 

4. Mai 2016 – VGH N 22/15 –, AS 44, 423 [445]). 

3. a) Gegenstand der konkreten Normenkontrollen sind die Bestimmungen der §§ 5 

bis 18 LFAG und damit sämtliche Regelungen über die Finanzzuweisungen inner-

halb des Steuerverbundes. Da bereits die Regelungen der §§ 5 f. LFAG über die 

Ermittlung und Bildung der Finanzausgleichsmasse und damit die vertikale Mittel-

verteilung zwischen Land und Kommunen gegen Art. 49 Abs. 6 in Verbindung mit 

Art. 49 Abs. 1 bis 3 LV verstoßen, entbehren auch die auf die horizontale Verteilung 

zwischen den einzelnen Kommunen bezogenen Vorschriften über die Verwendung 

der Finanzausgleichsmasse einer verfassungsmäßigen Grundlage (vgl. entspr. 

ThürVerfGH, Urteil vom 21. Juni 2005 – 28/03 –, juris Rn. 193; zur Auswirkung von 

Verfahrensfehlern auch StGH Hessen, Urteil vom 21. Mai 2013 – P.St. 2361 –, juris 

Rn. 196 ff.). Sämtliche Bestimmungen über die Ermittlung und Verteilung der Fi-

nanzausgleichsmasse stellen sich als Bestandteil eines einheitlichen Regelwerks 

dar (Bay. VerfGH, Entscheidung vom 28. November 2007 – Vf. 15-VII-05 –, juris 

Rn. 225). Der festgestellte Mangel bei der Ermittlung der Finanzausgleichsmasse 
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setzt sich daher – jedenfalls im Ergebnis – bei deren Verteilung fort, selbst wenn 

sich die Regelungen über den horizontalen Finanzausgleich isoliert betrachtet als 

verfassungsrechtlich unbedenklich erweisen würden.  

b) Bei einer Neuregelung des kommunalen Finanzausgleichs hat der Gesetzgeber 

auch auf horizontaler Ebene den grundlegenden Wertungen und Aussagen der Lan-

desverfassung, insbesondere dem Gebot interkommunaler Gleichbehandlung, 

Rechnung zu tragen. Dies schließt es nicht aus, die bedarfsorientiert ermittelte  

Finanzausgleichsmasse über ein System weitgehend abstrakt definierter Schlüssel-

zuweisungen auf die Empfänger der kommunalen Ebene zu verteilen. Auch insoweit 

steht es dem Gesetzgeber aufgrund seines Beurteilungsspielraums frei, auf eine 

Betrachtung jeder einzelnen Kommune zu verzichten und stattdessen zu pauscha-

lieren und typisieren (vgl. LVerfG Schleswig-Holstein, Urteil vom 27. Januar 2017 

– LVerfG 4/15 –, juris Rn. 123).  

Auch wenn danach im horizontalen Finanzausgleich keine Bestimmungen gefordert 

sind, die sich bei der Aufteilung der Finanzausgleichsmasse an dem konkreten Fi-

nanzbedarf jeder einzelnen Gemeinde orientieren, hat der Gesetzgeber jedenfalls 

geeignete Vorkehrungen zu treffen, um eine zu große Disparität innerhalb der kom-

munalen Ebene zu verhindern. Dies ist trotz der seit dem Jahr 2012 insgesamt rück-

läufigen Zahl an kreisfreien Städten und Landkreisen mit Finanzierungsdefiziten 

und der zuletzt in den Jahren 2017 und 2018 hohen Kassenüberschüsse der rhein-

land-pfälzischen Kommunen insgesamt nicht vollständig gelungen (vgl. die Stel-

lungnahme des Rechnungshofes vom 10. Dezember 2019, auch zum Folgenden). 

So wiesen etwa im Jahr 2018 fast 39 v.H. der rheinland-pfälzischen Gemeinden und 

Gemeindeverbände und damit mehr als jede dritte Gebietskörperschaft ein Finan-

zierungsdefizit auf. Dieser negative Befund trifft zu großen Teilen auch auf die Fi-

nanzierungssalden der Beteiligten der Ausgangsverfahren zu. 

aa) Um eine sachwidrige Benachteiligung einzelner Gebietskörperschaften zu ver-

hindern und damit zu vermeiden, dass einzelne Kommunen gleichsam wirtschaftlich 

vollends „abgehängt“ werden, könnte es sich anbieten, unter bestimmten Voraus-

setzungen – etwa: sparsamste Wirtschaftsführung und Ausschöpfung aller Einnah-

memöglichkeiten durch die jeweilige Kommune – einen Ausgleich besonderer Här-
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ten vorzusehen, um die finanzielle Absicherung zur Wahrnehmung der Pflichtauf-

gaben und eines Minimums an freiwilligen Aufgaben zu gewährleisten (vgl. auch 

VerfG Brandenburg, Urteil vom 16. September 1999 – 28/98 –, juris Rn. 114; dazu 

Volkmann, DÖV 2001, 497 [504]). Zur Sicherstellung dieser Leistungen wären ent-

sprechende Mittel im kommunalen Finanzausgleich vorzuhalten (vgl. etwa § 16 

Abs. 1 Satz 3 Nr. 4 des Brandenburgischen Finanzausgleichsgesetzes vom 29. Juni 

2004, GVBl. I S. 262; § 24 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 des Thüringer Finanzausgleichsge-

setzes vom 31. Januar 2013, GVBl. S. 10). Hierfür könnte sich eine Erweiterung des 

Ausgleichsstocks (§ 17 LFAG) anbieten (vgl. bereits § 13 Abs. 1 des Landesgeset-

zes zur Regelung des Finanzausgleichs zwischen Land und Gemeinden vom 

27. Februar 1951, GVBl. S. 39 [41]). 

Darüber hinaus ist das Land an die bereits im Jahr 2012 angemahnte Entlastung 

der stark verschuldeten Kommunen zu erinnern: Die Wirkungen des von Art. 49 

Abs. 6 LV geforderten aufgabenadäquaten Finanzausgleichs können sich flächen-

deckend nur entfalten, wenn die mit Kassenkrediten belasteten Kommunen in die 

Lage versetzt werden, diese abzubauen und so dauerhaft zu einem materiellen 

Haushaltsausgleich zu finden. Ohne die Bereitstellung zusätzlicher Finanzmittel zu 

diesem Zweck erscheint dies nach wie vor ausgeschlossen (vgl. bereits VerfGH RP, 

Urteil vom 14. Februar 2012 – VGH N 3/11 –, AS 41, 29 [58]). 

bb) Die Abmilderung von kommunalen Finanzkraftunterschieden im Wege des Fi-

nanzausgleichs muss nicht ausschließlich über die Ausgestaltung der Schlüsselzu-

weisungen und unter Aufwendung von Landesleistungen erfolgen. Das Land kann 

zugleich als Veranstalter des kommunalen Finanzausgleichs tätig werden und mit 

Hilfe redistributiver Umlagen die unterschiedlichen finanziellen Belange zu einem 

angemessenen und gerechten Ausgleich bringen (vgl. Duve/Neumeister, DÖV 

2016, 848 [857]; Lange, DVBl. 2015, 457 [462 f.]). Zwar sind die Regelungen über 

die Finanzausgleichsumlage (vgl. § 3 Abs. 1 in Verbindung mit § 23 LFAG) nicht 

Gegenstand der konkreten Normenkontrolle. Der Gesetzgeber wird jedoch unter 

Berücksichtigung des Gedankens der interkommunalen Solidarität zu prüfen haben, 

ob die Finanzausgleichsumlage in ihrer derzeitigen Ausgestaltung ein hinreichend 

effektives Instrument zur Beseitigung von Ungleichgewichten auf der kommunalen 
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Ebene darstellt, ohne zugleich eine sachwidrige und damit verfassungsrechtlich un-

tersagte Nivellierung bzw. Übernivellierung der Finanzkraftunterschiede zu bewir-

ken. 

D. 

Die zur Überprüfung gestellten Vorschriften über die Finanzzuweisungen innerhalb 

des Steuerverbundes (§§ 5 bis 18 LFAG) der Jahre 2014 und 2015 verstoßen gegen 

Art. 49 Abs. 6 in Verbindung mit Art. 49 Abs. 1 bis 3 LV. Entsprechendes gilt für die 

maßgeblichen Vorschriften sämtlicher Folgejahre bis heute, da es auch insoweit 

ersichtlich nicht zu einer aufgabenbezogenen Ermittlung des kommunalen Finanz-

bedarfs und einer Ausrichtung der Finanzausgleichsmasse hieran gekommen ist. 

Da zudem weitere Klageverfahren bei den rheinland-pfälzischen Verwaltungsge-

richten betreffend den kommunalen Finanzausgleich ab dem Jahr 2016 anhängig 

sind, erscheint aus Gründen der Rechtssicherheit und Rechtsklarheit eine Erstre-

ckung des Urteilsausspruchs auf sämtliche Folgejahre geboten (vgl. auch VerfGH 

RP, Urteil vom 14. Februar 2012 – VGH N 3/11 –, AS 41, 29 [56]). 

Steht eine Norm nicht mit der Verfassung in Einklang, so ist sie grundsätzlich für 

nichtig zu erklären (vgl. etwa VerfGH RP, Urteil vom 8. Juni 2015 – VGH N 18/14 –, 

AS 43, 307 [343 f.]; vgl. auch VerfGH RP, Beschluss vom 5. Juli 2007 – VGH N 

18/06 –, AS 35, 1 [4]). Eine rückwirkende Nichtigerklärung kommt vorliegend aber 

aus Gründen der Rechtssicherheit nicht in Betracht. Ein sofortiges Außerkrafttreten 

der Vorschriften wäre mit den Erfordernissen einer geordneten Finanz- und Haus-

haltswirtschaft unvereinbar (VerfGH RP, Urteil vom 14. Februar 2012 – VGH N 

3/11 –, AS 41, 29 [56]; vgl. auch BVerfG, Beschluss vom 13. Juli 2004 – 1 BvR 

1298/94 u.a. –, BVerfGE 111, 191 [224 f.]; Urteil vom 20. Dezember 2007 – 2 BvR 

2433/04 u.a. –, BVerfGE 119, 331 [382 ff.]). Eine Nichtigerklärung hätte zur Folge, 

dass es für weite Teile des kommunalen Finanzausgleichs der Jahre 2014 und 2015 

– und damit für bereits abgeschlossene Haushaltsjahre – an einer gesetzlichen 

Grundlage fehlte. Damit würde ein Zustand geschaffen, der von der verfassungs-

mäßigen Ordnung noch weiter entfernt wäre als der bisherige (vgl. entspr. BVerfG, 

Urteile vom 20. Dezember 2007 a.a.O., BVerfGE 119, 331 [382 f.]; vom 9. Februar 

2010 – 1 BvL 1/09 –, BVerfGE 125, 175 [255 f.]; vom 14. Februar 2012 – 2 BvL 

 

123 

124 



- 52 - 

 

4/10 –, BVerfGE 130, 263 [312]; vom 5. Mai 2015 – 2 BvL 17/09 u.a. –, BVerfGE 

139, 64 [147 Rn. 194]). 

Aufgrund der hohen Komplexität der Materie und mit Blick auf die Notwendigkeit zur 

Beschaffung und Auswertung umfangreichen Datenmaterials erscheint es sachge-

recht, aber auch angemessen, die Frist zur Neuregelung des kommunalen Finanz-

ausgleichs bis zum 31. Dezember 2022 zu erstrecken. 

E. 

Das Verfahren ist gemäß § 21 Abs. 1 VerfGHG gerichtskostenfrei.  

Die Anordnung einer Auslagenerstattung nach § 21a Abs. 3 VerfGHG kommt vor-

liegend nicht in Betracht. Voraussetzung hierfür wäre, dass es im vorliegenden Ver-

fahren Beteiligte gibt, denn nur diese können Berechtigte einer Auslagenerstattung 

sein (vgl. entspr. Graßhof, in: Maunz/Schmidt-Bleibtreu/Klein/Bethge, BVerfGG, 

§ 34a Rn. 9, 44 [April 2020], zu § 34a BVerfGG). Dies ist im Verfahren der konkreten 

Normenkontrolle indes nicht der Fall (Jutzi, in: Brocker/Droege/Jutzi [Hrsg.], Verfas-

sung für Rheinland-Pfalz, 2014, Art. 130 Rn. 94 m.w.N.). Etwas anderes gilt auch 

nicht mit Blick auf die von § 25 Abs. 3 VerfGHG erwähnten Beteiligten des Aus-

gangsverfahrens. Auch sie sind keine Beteiligten des konkreten Normenkontrollver-

fahrens (VerfGH RP, Urteil vom 23. August 1971 – VGH 5/71 –, AS 12, 170 [174]; 

Bier, in: Grimm/Caesar [Hrsg.], Verfassung für Rheinland-Pfalz, 2001, Art. 130 

Rn. 42; vgl. entspr. BVerfG, Beschluss vom 11. Februar 2020 – 1 BvL 11/14 –, juris 

Rn. 8 m.w.N.); für eine Anwendbarkeit des § 21a Abs. 3 VerfGHG verbleibt daher 

kein Raum. 

   

gez. Dr. Brocker gez. Dr. Mildner gez. Dr. Dr. Theis 
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